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Vertraulich ! 

K a b i n e t t s p r o t o k o l l Nr. 183 

 

vom 18. Mai 1920. 

 

Anwesend: 

sämtliche Staatssekretäre, ausgenommen Staatssekretär S t ö c k l e r, ferner alle 

Unterstaatssekretäre. 

 

Zugezogen: 

Vom Staatsrat für Finanzen: Sektionschef Dr. G r i m m 

ferner 

zu Punkt 15 und 16: Vom Staatsamt für Inneres und Unterricht Sektionschef Dr. D a v y, 

      vom Staatsamt für Finanzen: Ministerialrat Dr. W i l f l i n g. 

 

Vorsitz: Staatskanzler Dr. R e n n e r 

 

Dauer: 20.00 – 1.15. 

 

Reinschrift (44 Seiten), Konzept, stenographische Mitschrift, Entwurf der TO 

 

Inhalt: 

1. Abverkauf von Geschützen nach der Tschechoslowakei. 

2. Überwachung des Kriegsmaterials durch den interalliierten 

Luftfahrtüberwachungsausschuss. 

3. Behandlung von Beförderungsanträgen. 

4. Zwölfter Bericht der Kommission zur Erhebung militärischer Pflichtverletzungen im 

Kriege. 

5. Vorlage des Verzeichnisses der in der Zeit vom 1. Februar bis 30. April 1020 auf 

Grund des kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzes erlassenen 

Vollzugsanweisungen an die Nationalversammlung. 

6. Verzichterklärung des Rainer Habsburg-Lothringen. 

7. Einführung eines neuen Verschleißtarifes für die Erzeugnisse des Süßstoffmonopols 

sowie Erhöhung der Verbrauchsabgebe und der Lizenzgebühr dafür. 
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8. Gesetzentwurf, betreffend die Aufhebung der Militärgerichtsbarkeit. 

9. Verleihung des Staatsbürgerrechtes an die Bediensteten der österreichischen 

Staatsbahnen. 

10. Abänderung des Heeresgebührengesetzes. 

11. Übernahme der aus den Nationalstaaten vertriebenen ehemals österreichischen Staats- 

(Staatsbahn-) Angestellten deutscher. Nationalität in den Dienst der österreichischen 

Republik. 

12. Zuteilung von Beamten der Staatsämter für Finanzen, für Äußeres und für Heerwesen 

zu den Beauftragten der österreichischen Regierung in den interalliierten 

Überwachungsausschüssen. 

13. Pauschalnachtragskredit für die wissenschaftlichen Institute. 

14. Streik der Gerichtskanzleibeamten. 

15. Definitive Besoldungsreform für die Staatsangestellten. 

16. Forderungen der paritätischen Lohnkommission. 

 

Beilagen: 

Beilage A betr. Schreiben der Präsidentschaftskanzlei Zl. 1908/Pr.K. vom 11. Mai 1920 an 

alle Regierungsmitglieder über die Wahrung des Amtsgeheimnisses bei Ernennungs- und 

Titulierungsanträgen (2 Seiten, zweifach) 

Beilage B betr. Schreiben der Präsidentschaftskanzlei Zl. 1969 vom 15. Mai 1920 an die 

Staatskanzlei über die rechtzeitige Vorlage von Ernennungsanträgen (2 Seiten, zweifach) 

Nicht behandelte Beilage betr. Gesetzesentwurf zur Regelung der Standesverhältnisse der 

Ärzte mit Erläuterungen (29 Seiten, gedruckt) 

Nicht behandelte Beilage betr. Antrag des StA. f. Volksernährung, die Gesellschaft vom 

Roten Kreuz mit der Organisation einer Zentralstelle für Liebesgaben zu betrauen (8 Seiten) 

Beilage zu Punkt 4 betr. Vorlage der Staatskanzlei z. Zl. 1/52 St.K./1920 des 12. Berichts der 

Kommission zur Erhebung militärischer Pflichtverletzungen (8 Seiten) 

Beilage zu Punkt 5 betr. Verzeichnis Zl. 127/22 St.K. der erlassenen Vollzugsanweisungen 

aufgrund des kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzes (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 6 betr. Referat der Staatskanzlei z. Zl.695/2-St.K.über die 

Verzichtserklärung von Rainer Habsburg-Lothringen (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 7 betr. Vorlage der Vollzugsanweisung über die Einführung eines neuen 

Verschleißtarifes für die Erzeugnisse des Süßstoffmonopols (5 Seiten) 

Beilage zu Punkt 8 betr. Vortrag des StSekr. f. Justiz über drei Gesetzesentwürfe zur 
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Aufhebung der Militärgerichtsbarkeit (9 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 8 betr. Gesetzesentwurf über die Übernahme von Angestellten der 

Militärjustiz in den Ziviljustizdienst mit Begründung (5 Seiten, gedruckt, zweifach) 

Beilage zu Punkt 8 betr. Gesetzesentwurf über die Ausübung der Strafgerichtsbarkeit über die 

Heeresangehörigen im Frieden mit Begründung (19 Seiten, gedruckt, zweifach) 

Beilage zu Punkt 8 betr. Gesetzesentwurf über die Unterstellung der aktiven 

Heeresangehörigen unter die allgemeinen Strafgesetze mit Begründung (19 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 9 betr. Vortrag des StA. f. Verkehrswesen Zl. 889 über die Verleihung des 

Staatsbürgerrechtes an Bedienstete der österr. Staatsbahnen (3 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 10 betr. Antrag des StA. f. Heereswesen auf Änderung des 

Heeresgebührengesetzes (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 12 betr. Antrag des StA. f. Finanzen auf Zuteilung von Beamten der StÄ. F. 

Finanzen, Äußeres und Heereswesen zu den Beauftragten der österr. Regierung in den 

interalliierten Überwachungsausschüssen (3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 13 betr. Vortrag des Unterrichtsamtes über die Bewilligung eines 

Pauschalnachtragkredites von 3.000.000 Kronen für die wissenschaftlichen Institute (1 Seite, 

zweifach) 

Beilage zu Punkt 15 betr. Forderungen des Bundes der Angestellten der d.ö. Postsparkassen 

(3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 16 betr. Stellungnahme der paritätischen Lohnkommission (7 Seiten) 

 

1. 

Abverkauf von Geschützen nach der Tschechoslowakei. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h macht dem Kabinettsrate die Mitteilung von einem Anbot 

der tschechoslowakischen Regierung auf Ankauf von Geschützen aus den Beständen der 

Sachdemobilisierung. Er empfiehlt, diesem Anbot näher zu treten, soferne im Kabinette nicht 

etwa die Meinung vorwalte, dass außenpolitische Rücksichten oder Bedenken, abgeleitet aus 

den Bestimmungen des Friedensvertrages, dagegen sprechen. 

Nach kurzen Zwischenbemerkungen des Vorsitzenden, des Vizekanzlers Fink und des 

Staatssekretärs E l d e r s c h ermächtigt der Kabinettsrat den Staatssekretär für Heerwesen, 

mit der tschechoslowakischen Regierung in Vorbesprechung zur Feststellung der 

Bedingungen für den Verkauf der Geschütze einzutreten. 

 

2. 
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Überwachung des Kriegsmateriales durch den interalliierten 

Luftfahrtüberwachungsausschuss. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h bringt dem Kabinettsrat zur Kenntnis, dass er am 10. Mai 

dem Präses des Interalliierten Luftfahrtüberwachungsausschusses, Oberst B a r r é s, die in der 

Sitzung vom 15. Mai beschlossene Antwort auf die Note der Botschafterkonferenz, betreffend 

die Unterstellung des Kriegsmateriales unter die Überwachung des interalliierten 

Luftfahrtüberwachungsausschusses überreicht habe. Oberst B a r r é s habe bei dieser 

Gelegenheit eine freundlichere Haltung an den Tag gelegt und erklärt, die Durchführung der 

Beschlüsse der Botschafterkonferenz solle in einer Form geschehen, dass dem 

Wirtschaftsleben daraus keine Beeinträchtigung erwachse. Über seinen Wünsch seien die 

industriellen Kreise und die Gesellschaft für Luftfahrwesen durch den sprechenden 

Staatssekretär im Einvernehmen mit den beteiligten Ressorts in Kenntnis gesetzt worden, dass 

zu den an den ersten Schritt der Botschafterkonferenz geknüpften Besorgnissen kein Anlass 

vorliege. Auch die Intervention des Staatsamtes für Äußeres bei dem italienischen Gesandten 

Marchese T o r r e t t a, dahin zu wirken, dass keine militärischen Zwangsmaßnahmen behufs 

Überwachung des Kriegsmaterials, besonders jenes in den Fabriken und anderen 

Betriebsstätten ergriffen werden mögen, habe einen günstigen Erfolg gehabt, indem 

T o r r e t t a mitteilte, dass vorläufig keine militärische Überwachung aufgestellt werde und 

der bisherige Zustand bis zu weiteren Entscheidungen aufrecht erhalten werden solle. Die 

Antwort der österreichischen Regierung sei in Rom als zufriedenstellend angenommen 

worden. 

Der V o r s i t z e n d e bringt ein Telegramm aus Wiener-Neustadt zur Verlesung, dass 

dort heute der Abtransport von Material, welches Privateigentum der Gesellschaft für 

Luftfahrwesen bilde, durch italienische Wachen verhindert worden sei. Der Arbeiterschaft 

hätte sich darüber große Erregung bemächtigt und nur durch besonnenes Einschreiten des 

Arbeiter- und Soldatenrates in Wiener Neustadt sei es gelungen, Zusammenstöße zu 

vermeiden. 

Nach Ansicht des Staatssekretärs Dr. D e u t s c h dürfte es sich bei dem Zwischenfall um 

ein Missverständnis der Wachorgane handeln, denen offenbar die geänderten Instruktionen 

noch nicht zugekommen sind, es empfiehle sich aber, Oberst B a r r é s auf dieses 

Vorkommnis zwecks entsprechender Vorsorgen gegen eine Wiederholung aufmerksam zu 

machen und eine amtliche Notiz in der Presse erscheinen zu lassen. 

Der Vorsitzende gibt die Anregung, aus dem Deutschen Reiche Informationen 

einzuziehen, welche Grundsätze sich dort bei der Durchführung der 
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Abrüstungsbestimmungen des Friedensvertrages über den Begriff „Kriegsmaterial“ 

herausgebildet haben, um darnach auch in Österreich vorgehen zu können. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h erwidert, dass darüber fortlaufende Mitteilungen 

ausgetauscht werden, doch komme die Deutschland gegenüber angewendete Auslegung für 

uns infolge der Verschiedenheit der Lage im allgemeinen nicht in Frage. Der Kabinettsrat 

nimmt die Mitteilungen des Staatssekretärs Dr. D e u t s c h zur Kenntnis und stimmt seinen 

Vorschlägen in Angelegenheit des Zwischenfalles von Wiener-Neustadt zu. 

 

3. 

Behandlung von Beförderungsanträgen. 

Der V o r s i t z e n d e verliest die diesen Protokolle als Beilagen A und B abschriftlich 

angeschlossenen Zuschriften der Präsidentschaftskanzlei vom 11. und 15. Mai d. 

J.,1908/Pr.K. und 1909/Pr.K. betreffend die Behandlung von Beförderungsanträgen. 

Der Kabinettsrat nimmt die beiden Zuschriften zur Kenntnis und legt mittelst Beschlusses 

fest, dass bei Einbringung von Personalanträgen der in den letzteren dargestellte Vorgang 

einzuhalten sei. 

 

4. 

Zwölfter Bericht der Kommission zur Erhebung militärischer Pflichtverletzungen im 

Kriege. 

Über Antrag des V o r s i t z e n d e n stimmt der Kabinettsrat der Weiterleitung des 

zwölften Berichtes der Kommission zur Erhebung militärischer Pflichtverletzungen an die 

Nationalversammlung zu. 

 

5. 

Vorlage des Verzeichnisses der in der Zeit vom 1. Februar bis 30. April 1920 auf Grund 

des kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzes erlassenen Vollzugsanweisungen an die 

Nationalversammlung. 

Der V o r s i t z e n d e ersucht um die Genehmigung des Kabinettsrates, eine Sammlung 

und ein Verzeichnis der in der seit vom 1. Februar bis 30. April d. J. auf Grund des 

kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzes erlassenen Vollzugsanweisungen dem 

Präsidium der Nationalversammlung vorlegen au dürfen. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 
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6. 

Verzichtserklärung des Rainer Habsburg-Lothringen. 

Der V o r s i t z e n d e teilt mit, dass Rainer Habsburg-Lothringen die mit 

Kabinettsbeschluss von 15. Mai 1919 als unzulänglich befundene Verzichtserklärung im 

Sinne des § 2 des Gesetzes vom 3. April 1919, St.G.Bl. Nr. 29, in geänderter Form neu 

eingebracht habe. Da die Erklärung nunmehr nach Form und Inhalt entspreche, beantrage 

Redner, sie als ausreichend zu befinden und ihre Weiterleitung an den Hauptausschuss zu 

genehmigen. 

Der Kabinettsrat beschließt im Sinne des gestellten Antrages. 

 

7. 

Einführung eines neuen Verschleißtarifes für die Erzeugnisse des Süsstoffmonopols sowie 

Erhöhung der Verbrauchsabgabe und der Lizenzgebühr dafür. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h führt aus, dass sich infolge der Steigerung der 

Gestehungskosten für Saccharin teils vom Standpunkte der Ware, teils vom Standpunkte der 

Verteuerung der tschechoslowakischen Valuta die Notwendigkeit einer Erhöhung der 

bisherigen Verschleißpreise herausgestellt habe, um das Süßstoffmonopol überhaupt noch 

ertragbringend zu erhalten. Dazu komme, dass infolge der noch nicht voll ausgebildeten 

Leistungsfähigkeit der staatlichen Saccharinfabrik zur teilweisen Deckung des Ausfalles an 

Zucker während der nächsten Monate Saccharin in größeren Mengen auch aus der Schweiz 

bezogen werden musste. 

Die staatliche Finanzverwaltung nehme einen Preisaufschlag von durchschnittlich 100% in 

Aussicht, wobei sie noch immer weit unter dem Preise der dem Süßstoffwerte des Saccharins 

entsprechenden Zuckermenge und ebenso unter den Verschleißpreisen in den angrenzenden 

Nationalstaaten verbleibe. 

Die Erhöhung der Verschleißpreise bedinge auch eine verhältnismäßige Neufestsetzung 

der Verbrauchsabgabe und der Lizenzgebühr, weil sonst die Möglichkeit bestünde, durch 

Einfuhr, soferne sie bewilligt wird, ausländisches Saccharin billiger zu beziehen, als das 

heimische Fabrikat. Da die Lizenzgebühr mindestens den Ausgleich mit dem billigsten 

ausländischen Saccharin erzielen soll, bezw. mindestens den inländischen Monopolsnutzen 

decken müsse, ergebe sich nach den Berechnungen der Satz von 10 K per Kilogramm und 

Süßeinheit. 

Redner erbitte daher die Zustimmung des Kabinettsrates, im Sinne des Gesetzes vom 13. 

April 1920, St.G.Bl.Nr. 180, die Genehmigung des Hauptausschusses zur Erlassung einer 
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Vollzugsanweisung über die Neufestsetzung der Verschleißtarife sowie der 

Verbrauchsabgabe und der Lizenzgebühr einholen zu dürfen. 

Bei dieser Gelegenheit solle vom Hauptausschuss auch die Ermächtigung zur Einführung 

einer neuen Kleinpackung zu 33 Tabletten auf Grundlage der geänderten Preise erbeten 

werden. 

Weiters habe sich ergeben, dass mit den dermaligen Verschleißprovisionen, welche in 

allgemeinen auf einen Nutzen von 1 ½ bis 2% für den Großverschleißer und 4 bis 5% für den 

Kleinverschleißer aufgebaut waren, nicht mehr das Auslangen gefunden werden könne. 

Insbesondere der Großverschleiß weise darauf hin, dass er infolge der fortwährenden 

Preissteigerungen der Monopolerzeugnisse mit immer größerer Kapitalsaufwendung arbeiten 

müsse und durch das steigende Risiko für Verluste und Diebstähle in eine unhaltbare Loge 

geraten sei. Selbst die größten Verschleißer schließen mit einem Abgang und weigern sich 

den Verkauf gegen die alten Provisionen weiter fortzuführen. Aus diesen Gründen scheine 

eine der Preissteigerung entsprechende Erhöhung der Provisionen unvermeidlich. Ähnliches 

gelte auch vom Kleinverschleiß, für den daher gleichfalls eine Neubemessung der Provisionen 

zu erfolgen hätte. Die Erhöhung sei bei den Kleinpackungen in dem Ausmaße von 12 h auf 16 

h und bei den Großpackungen von 70 h auf 1 K in Aussicht genommen, sodass die Provision 

etwa 7% des Preises betragen werde. 

In der anschließenden Debatte ersucht Staatssekretär Dr. L ö w e n f e l d - R u s s, bei 

Einführung neuer Packungen zur Erleichterung der Ausgabe von Saccharin an Stella von 

Zucker darauf Bedacht zu nehmen, dass die Packung ihrem Süßigkeitswerte nach in ein 

Verhältnis zur Zuckerquote gebracht werde. 

Der Kabinettsrat erteilt sohin der Vorlage des Entwurfes der Vollzugsanweisung an den 

Hauptausschuss sowie zur Erhöhung der Verschleißprovisionen die Genehmigung. 

 

8. 

Gesetzentwürfe, betreffend die Aufhebung der Militärgerichtsbarkeit. 

Staatssekretär Dr. R a m e k unterbreitet dem Kabinettsrate die Entwürfe von Gesetzen 

betreffend: 

1.) die Ausübung der Strafgerichtsbarkeit über die Heeresangehörigen in Frieden. 

2.): die Unterstellung der aktiven Heeresangehörigen unter die allgemeinen Strafgerichte. 

3.) die Übernahme von Angestellten der Militärjustiz in den Ziviljustizdienst. 

Durch diese Gesetze solle der Grundsatz des § 44 des neuen Wehrgesetzes, dass die 

Strafgerichtsbarkeit über die Heeresangehörigen im Frieden durch bürgerliche Berichte 
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auszuüben ist, durchgeführt werden. 

Der erste der 3 Entwürfe sehe vor, dass allen Heeresangehörigen im Strafverfahren und im 

Verfahren vor den Gerichten überhaupt, soweit nicht die Eigentümlichkeit der von ihnen 

begangenen strafbaren Handlungen oder die militärischen Verhältnisse, insbesondere die 

Aufrechterhaltung der Ordnung im militärischen Dienstbetriebe, Ausnahmen fordern, die 

gleiche Stellung wie Zivilpersonen zukomme. Die wichtigsten Ausnahmsbestimmungen seien 

folgende: 

Die von aktiven Heeresangehörigen begangenen Verletzungen der besonderen 

Militärdienst- und Standespflichten, die nur Übertretungen bilden können, solange der Täter 

aktiver Heeresangehöriger ist, im Disziplinarwege geahndet werden, wenn der Täter nicht 

auch wegen einer strafbaren Handlung, deren Bestrafung den Gerichten vorbehalten ist, 

verfolgt wird und der Disziplinarvorgesetzte ihre Ahndung im Disziplinarwege für 

ausreichend hält (§ 2). 

Ist eine strafbare Handlung in einem militärischen oder vom Militär besetzten Gebäude 

oder einer solchen Räumlichkeit begangen worden oder besteht der Verdacht, dass eine 

strafbare Handlung von einem aktiven Heeresangehörigen verübt worden ist, so kommen 

auch den militärischen Kommanden, Ortsbehörden und Wachen die gerichtspolizeilichen 

Aufgaben zu, die sonst nach der Strafprozess-Ordnung von den Sicherheitsbehörden- oder 

Organen zu erfüllen sind (§ 3). Doch unterliegen ihre Befugnisse gewissen Beschränkungen: 

Militärbehörden und Wachen können eine Haus- oder Personsdurchsuchung, die 

Beschlagnahme von Gegenständen und Verhaftungen zum Zwecke der Strafrechtspflege aus 

eigener Macht nur in militärischen oder vom Militär besetzten Gebäuden und Räumlichkeiten, 

außerhalb dieser Orte aber nur aktiven Heeresangehörigen gegenüber vornehmen; andere 

Personen können außerhalb dieser Orte von ihnen nur verhaftet werden, wenn die 

gesetzlichen Voraussetzungen für eine Verhaftung durch Organe der Sicherheitsbehörden 

vorliegen und deren rechtzeitiges Einschreiten nicht bewirkt werden kann. Militärische 

Könnenden und Ortsbehörden sind endlich nicht berechtigt, Personen, die nicht zu den 

aktiven Heeresangehörigen gehören, zwangsweise vorführen zu lassen oder zur Aussage zu 

zwingen. 

Die einer strafbaren Handlung verdächtigen aktiven Heeresangehörigen können auch dann 

in vorläufige Verwahrung oder in Untersuchungshaft genommen werden, wenn die 

Aufrechterhaltung der militärischen Sucht und Ordnung ihre Verhaftung fordert (§ 4). 

Die schon nach der Strafprozessordnung geltenden Sonderbestimmungen für 

Militärpersonen werden von dem Entwurf den geänderten Verhältnissen angepasst, ergänzt 
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und zur besseren Übersicht aus der Strafprozessordnung ausgeschieden und in dem Entwurfe 

zusammengefasst. 

Die standrechtliche Behandlung von aktiven Heeresangehörigen soll stets nur nach 

vorausgegangener Kundmachung des Standrechtes platzgreifen. Das Stendrecht kann außer in 

den in der Strafprozessordnung genannten Fällen auch in den im Militärstrafgesetz 

bezeichneten Fällen schwerer soldatischer Pflichtverletzungen verhängt werden. Ob das 

Standrecht in solchen Fällen zu verhängen ist, hat der Staatssekretär für Justiz im 

Einvernehmen mit dem Staatssekretär für Heerwesen zu entscheiden; nur im Falle einer 

Empörung kann es bei Gefahr im Verzug auch vom Brigadekommandanten im Einvernehmen 

mit dem Präsidenten des Gerichtshofes erster Instanz und dem Staatsanwalte kundgemacht 

werden. 

Ferner enthalte der Entwurf die durch die Aufhebung der Militärgerichtsbarkeit und die 

Änderung der Wehrvorfassung notwendigen Änderungen des Textes des 

Geschworenenlistengesetzes, des Gesetzes über die Verfolgung militärischer 

Pflichtverletzungen im Kriege und der gesetzlichen Bestimmungen über den Sühneversuch 

vor dem Gemeindevermittlungsamte. 

Einen großen Raum nehmen die Bestimmungen über die Behandlung der am Tage des 

Inkrafttretens des neuen Gesetzes bei den Militärgerichten anhängigen Strafsachen in 

Anspruch. Diese Übergangsbestimmungen beruhen auf dem Grundgedanken, dass die 

vollständige Aufhebung der Militärstrafgerichtsbarkeit den Fortbestand der Militärgerichte bis 

zur Erledigung aller bei ihnen anhängigen Sachen ausschließt. Alle diese Strafsachen sollen 

am Tage des Inkrafttretens des Gesetzes auf die nach der Strafprozessordnung zuständigen 

bürgerlichen Strafgerichte übergehen. Dabei sollen die Strafsachen, in denen noch kein Urteil 

gefällt ist, in den Stand der Voruntersuchung, bei Übertreibungen, in den Stand der 

Vorerhebungen treten. Das Rechtsmittelverfahren gegen militärgerichtliche Urteile, die noch 

nicht rechtskräftig sind, ist zwar vor den bürgerlichen Gerichten, aber nach den Vorschriften 

der Militärstrafprozessordnung, und zwar an Stelle der Divisionsgerichte von den Landes- 

oder Kreisgerichten und an Stelle des Obersten Militärgerichtshofes vom Obersten 

Gerichtshof durchzuführen. Ein Teil der Übergangsbestimmungen diene der Regelung 

besonderen Fragen, wie die Verfolgung strafbarer Handlungen, die nur auf Begehren des 

Verletzten verfolgt werden, Kosten des Strafverfahrens und Unterbrechung der Verjährung, 

die in der Militärstrafprozessordnung anders geregelt sind als im allgemeinen Strafrecht. 

Mit der Einheit der Gerichtsbarkeit wäre eine Zwiespältigkeit des anzuwendenden 

materiellen Strafrechts unverträglich. Darum sollen nach dem zweiten Entwurf „über die 
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Unterstellung der aktiven Heeresangehörigen unter die allgemeinen Strafgesetze“ künftighin 

auch für die aktiven Heeresangehörigen die allgemeinen Strafgesetze gelten, sofern der 

Entwurf nicht Sonderbestimmungen enthält oder Vorschriften des Militärstrafgesetzes 

aufrecht erhält. Von den Sonderbestimmungen des Entwurfes wäre insbesondere die 

Neuregelung der dem Militärstrafrecht eigentümlichen Strafe des Chargenverlustes 

hervorzuheben, die dem neuen Wehrgesetz angepasst sei und dem Richter die Möglichkeit 

gebe, auch bei dieser Strafe den Grad des Verschuldens zu berücksichtigen. Es solle zwei 

Arten dieser Ehrenstrafe geben: die Entlassung und die Degradierung. Die Entlassung sei die 

mit dem Verluste der Dienststelle und Charge und aller durch den Militärdienst erworbenen 

Ansprüche verbundene dauernde Ausscheidung aus dem Heere; sie werde nur bei 

Verurteilungen zu schwerem Kerker zwingend vorgeschrieben, bei anderen Verurteilungen, 

die den Verlust des Wahlrechtes zur Nationalversammlung bewirken, dagegen sei statt der 

Entlassung auf Degradierung bloß zu erkennen, wann die strafbare Handlung nicht auf 

ehrloser Gesinnung beruht noch sonst die Vertrauenswürdigkeit zum Dienst im Heer 

beeinträchtigt. Auch bei Verurteilungen, die den Ausschluss Wahlrechte nicht herbeiführen, 

könne das Gericht auf Degradierung erkennen. Doch solle das nur geschehen, wenn der 

Verurteilte nicht ohne Nachteil für den Dienst oder ohne schwere Schädigung des 

Standesansehens in seiner Charge belassen werden könne. Die Degradierung bewirke die 

Zurückversetzung zum Wehrmann ohne Chargengrad und mache den Verurteilten bis zur 

Tilgung der Verurteilung unfähig, eine Offizierscharge zu erlangen: in eine andere Charge 

dürfe der Degradierte erst nach Ablauf einer einjährigen Bewährungsfrist befördert werden. 

Bei Wehr- ohne Chargengrad sei statt auf Degradierung auf Unfähigkeit zur Beförderung zu 

erkennen. 

Die von den Angehörigen der bewaffneten Macht der österreichisch-ungarischen 

Monarchie oder der provisorischen Wehrmacht der Republik Österreich begangenen 

strafbaren Handlungen, derentwegen sie der Militärstrafgerichtsbarkeit unterstellt gewesen 

sind, sollen so behandelt werden, wie die von aktiven Heeresangehörigen der neuen 

Wehrmacht vor dem Inkrafttreten des neuen Gesetzes begangenen, jedoch nur dann, wenn die 

Beschuldigten am Tage des Inkrafttretens des neuen Gesetzes nach § 16 der 

Militärstrafprozessordnung vor den Militärgerichten zu verfolgen gewesen wären und ihnen 

nach dem alten Recht eine strengere Behandlung zuteil würde. Wegen Verletzung der 

militärischen Dienst- oder Standespflichten sollen Angehörige der bewaffneten Macht der 

österreich-ungarischen Monarchie auch nur unter der weiteren Bedingung vor den 

bürgerlichen Gerichten verfolgt werden dürfen, dass sie am 30. Oktober 1918 in einer zum 
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Gebiete der Republik Österreich gehörigen Gemeinde heimatsberechtigt waren. Dies 

entspreche dem auch von den anderen Nationalstaaten anerkannten Grundsatze, wonach kein 

Nationalstaat zulässt, dass seine Staatsbürger wegen einer Verletzung der militärischen 

Dienst- oder Standespflichten in der bewaffneten Macht der österreichisch-ungarischen 

Monarchie vor den Gerichten eines anderen Nationalstaates zur Verantwortung gezogen 

werden. 

Die strafgesetzlichen Sonderbestimmungen für aktive Heeresangehörige, die der Entwurf 

aufrechterhalten oder neu schaffen will, sollen zur Erleichterung der Übersicht in einem 

Anhang zum allgemeinen Strafgesetz zusammengefasst werden, der im Staatsgesetzblatt mit 

verbindlicher Kraft kundgemacht werden soll. Die Zusammenstellung dieses Anhanges solle 

nach dem Vorbilde der zweiten Gerichtsentlastungsnovelle vom 18. März 1920, St.G.Bl. Nr. 

116, dem Staatssekretär für Justiz überlassen werden, der dabei im Einvernehmen mit dem 

Staatssekretär für Heerwesen vorzugehen hat. Durch die Aushebung der Militärgerichte 

verlieren die Justizoffiziere (Aspiranten) ihr bisheriges Amt. Da bei den bürgerlichen 

Gerichten und Staatsanwaltschaften angesichts der Überlastung durch die ungeheuer 

angewachsene Kriminalität und nunmehr auch noch durch die Ausdehnung der 

Strafgerichtsbarkeit der bürgerlichen Gerichte auf die aktiven Heeresangehörigen ohnedies 

ein Bedarf nach Personalvermehrung bestehe, sehe der dritte der vorliegenden Entwürfe vor, 

die entbehrlich werdenden Justizoffiziere (Aspiranten), soweit sie in einer Gemeinde des 

durch den Staatsvertrag von St. Gemain festgesetzten Gebietes der Republik Österreich 

heimatsberechtigt sind, in den Ziviljustizdienst zu übernehmen. Dabei werden von den 

Justizoffizieren jene, welche die Militärrichteramtsprüfung auch aus den Zivilfächern 

abgelegt haben, als Zollrichter, die übrigen aber, deren Militärrichterprüfung sich nicht auf die 

zivilrechtlichen Fächer erstreckte, nur als Strafrichter übernommen. Diese jüngeren Auditore 

sind bei sonstiger Zwangspensionierung zur Ablegung einer erst zu regelnden 

Ergänzungsprüfung in den zivilrechtlichen Fächern innerhalb eines Zeitraumes von 5 Jahren 

verpflichtet. Auditoren mit mindestens zwölfjähriger Dienstzeit kann nach dreijähriger 

befriedigender Dienstleistung im Ziviljustizdienste die Ergänzungsprüfung auf Vorschlag des 

zuständigen Personalsenates erlassen werden. 

Die Übernahme solle durch Ernennung zum Richter jener Rangsklasse erfolgen, in der der 

Justizoffizier am 1. Jänner 1920 gestanden ist. Damit aber nicht eine Gruppe (Auditore) vor 

der anderen Gruppe (Zivilrichter) in den Rangs- und Vorrückungsverhältnissen begünstigt 

werde ermächtige das Gesetz in § 6 den Staatssekretär für Justiz, den übernommenen 

Justizoffizieren mit Bedachtnahme auf die Rangs- und Vorrückungsverhältnisse der 
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angestellten Zivilrichter die zur Ausgleichung erforderlichen Zeiträume für die Festsetzung 

des Dienstranges (§ 37 D.P.), für die Erhöhung des Grundgehaltes und für die 

Zeitbeförderung anzurechnen. Die Vorschläge dafür haben von einer paritätisch 

zusammengesetzten Kommission aus je zwei Zivilrichtern und übernommenen 

Justizoffizieren, unter Vorsitz eines Beamten des Staatsamtes für Justiz auszugehen. Damit 

werde eine Gewähr für eine möglichst befriedigende Einreihung der Justiz-Offiziere geboten. 

Nach § 8 können schließlich auch noch andere Angestellte der Militärjustizbehörden 

(Militärgefangenhäuser) in den Ziviljustizdienst übernommen werden. Ihre Einreihung solle 

nach Ablegung der vorgeschriebenen Fachprüfungen nach denselben Grundsätzen wie bei den 

Justizoffizieren, jedoch unter Wegfall der Vorschläge einer paritätisch zusammengesetzten 

Kommission stattfinden. 

Redner erbitte die Ermächtigung zur Einbringung der besprochenen 3 Gesetzentwürfe in 

der Nationalversammlung. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h bemerkt zu den §§ 29 und 30 Abs. 1 des Gesetzes betreffend 

die Ausübung der Strafgerichtsbarkeit über die Heeresangehörigen im Frieden. dass nur bei 

wenigen Gerichten möglich sein dürfte, bei Erledigung der von den Militärgerichten 

übernommenen Strafsachen, Militärrichter heranzuziehen. Diese beiden Stellen sollten daher 

gestrichen werden, damit sie nicht etwa zum Anlass genommen werden eine Vermehrung der 

Richterstellen um Richter aus dem Militärstande zu beanspruchen. 

Der § 22 des Gesetzes über die Unterstellung der aktiven Heeresangehörigen unter das 

allgemeine Strafgesetz, lasse die Zuständigkeit hinsichtlich jener Militärpersonen offen, 

welche erst nach dem 30. Oktober 1918 das Heimatsrecht in Österreich erlangt haben. Bei 

diesen bestehe nach der gegenwärtigen Fassung überhaupt keine Möglichkeit zu einer 

strafgerichtlichen Verfolgung, sodass ihnen bei Begehung strafbarer Handlungen auch die 

etwaigen Pensionsbeihilfen nicht eingestellt werden könnten. Der § wäre daher durch den 

Beisatz zu ergänzen: „oder dieses Heimatsrecht seither rechtsgiltig erworben haben.“ 

Für den § 6 des Gesetzes über die Übernahme von Staatsangestellten der Militärjustiz in 

den Ziviljustizdienst müsse die Finanzverwaltung eine Fassung verlangen, welche es 

ausschließt, dass die Justizoffiziere gelegentlich der Übernahme in Wege der Durchrechnung 

ihrer Gesamtdienstzeit gleichzeitig eine Beförderung in eine höhere Rangsklasse erfahren. Mit 

Rücksicht darauf bringe Redner für den § 6 folgenden Wortlaut in Antrag: 

„(1) Den übernommenen Justizoffizieren können vom Staatssekretär für Justiz im 

Einvernehmen mit dem Staatssekretär für Finanzen bestimmte Zeiträume für die Erhöhung 

des Grundgehaltes eingerechnet werden, jedoch nur unter Bedachtnahme auf die Rangs- und 
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Vorrückungsverhältnisse der bereits angestellten Zivilrichter (Auskultanten). 

(2) Ebenso können ihnen aus den gleichen Rücksichten für die Festsetzung des 

Dienstranges innerhalb ihrer Rangsklasse bestimmte Zeiträume angerechnet werden. Die 

Anrechnung dieser Zeiträume und die sich, hieraus ergebende Festsetzung des Dienstranges 

steht dem Staatssekretär für Justiz zu. 

(3) Die Anrechnung der in den Absätzen 1 und 2 erwähnten Zeiträume erfolgt auf 

Grund.....(nach dem Wortlaut des jetzigen Absatzes 4). 

(4) Die vorstehenden Bestimmungen sind auf die Aspiranten sinngemäß anzuwenden.“ 

Staatssekretär Dr. R a m e k erwidert, dass nicht beabsichtigt sei, die Vordienstzeit der 

Justizoffiziere in solcher Art nachzurechnen, dass darnach eine Einreihung in eine höhere 

Rangsklasse platzzugreifen hätte; wohl aber solle die Vordienstzeit in einer eventuell früheren 

Beförderung, als nach dem Rang in Betracht käme, Berücksichtigung finden. Die vom 

Staatssekretär für Finanzen vorgeschlagene Abänderung des § 6 könne in ihren 

Rückwirkungen nicht auf den ersten Blick beurteilt werden. Redner empfehle daher, um die 

Einbringung der Vorlage nicht zu verzögern, es bei dem gegenwärtigen Text zu belassen und 

die etwaige Neuredigierung den Ausschussberatungen vorzubehalten. Mit dem Zusatze zu 

dem § 22 des Gesetzes über die Unterstellung der aktiven Heeresangehörigen unter die 

allgemeinen Strafgesetze erklärt sich der sprechende Staatssekretär einverstanden. 

Die zu den §§ 29 und 30 des Gesetzes, betreffend die Ausübung der Strafgerichtsbarkeit 

über die Heeresangehörigen im Frieden geäußerten Befürchtungen könne Redner nicht teilen. 

Es handle sich hier nicht um eine bindende Vorschrift, sondern um eine Bestimmung, welcher 

bloß im Rahmen der Möglichkeit Rechnung getragen werden soll. Der sprechende 

Staatssekretär stehe nicht an ausdrücklich zu erklären, dass an die Neusystemisierung von 

Richterstellen aus den Titel dieser Bestimmungen nicht gedacht werde. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h zieht im Hinblick auf diese Erklärung des Staatssekretärs für 

Justiz seine Einwendung gegen die beiden §§ zurück. 

Der Kabinettsrat erteilt sohin seine Zustimmung, dass die Entwürfe der Gesetze betreffend 

die Ausübung der Strafgerichtsbarkeit über die Heeresangehörigen im Frieden und über die 

Unterstellung der aktiven Heeresangehörigen unter die allgemeinen Strafgesetze in der 

Nationalversammlung eingebracht werden. 

Der Entwurf des Gesetzes über die Übernahme von Angehörigen der Militärjustiz in den 

Ziviljustizdienst ist hinsichtlich des § 6 vorerst nochmals zwischen den Staatsämtern für 

Justiz und für Finanzen zu verhandeln, wobei der Kabinettsrat die Ermächtigung ausspricht, 

ihn ohne neuerliche Vorlage gleichfalls in der Nationalversammlung einzubringen, wenn 
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zwischen den beiden Ressorts über die neue Textierung ein Einverständnis erzielt wird. 

 

9. 

Verleihung der Staatsbürgerrechte an die Bediensteten der österreichischen Staatsbahnen. 

Staatssekretär P a u l führt aus, dass die Staatsbahnbediensteten nicht wie die 

Staatsbediensteten durch Anstellung die Heimatszuständigkeit, im Dienstorte und damit die 

österreichische Staatsbürgerschaft erwerben, sondern, so wie der Militärgagist seine 

natürliche Heimatszuständigkeit beibehalte. 

Mit der bevorstehenden Ratifizierung des Friedensvertrages werden alle Personen, die 

dermalen noch die österreichische Staatsbürgerschaft vermöge ihrer Heimatszuständigkeit 

nach den beanspruchten Gebieten besitzen oder sie durch Erklärung erworben haben, die 

österreichische Staatsbürgerschaft verlieren. Dieser Verlust treffe nicht nur erst nach dem 

Umsturze zugewanderte Bedienstete, sondern auch viele, die schon vor dem Umsturze auf 

österreichischem Gebiete in Verwendung standen. Ehe alle diese Bediensteten die 

österreichische Staatsbürgerschaft durch Option erwerben, werde, abgesehen von den 

Schwierigkeiten und Kosten, zweifellos eine längere Zeit verstreichen, während welcher sie 

gemäß des § 5 der Dienstordnung mangels der Staatsbürgerschaft im österreichischen 

Staatsbahndienste eigentlich nicht verwendet werden könnten. 

Da ihre auch nur zeitweilige Ausscheidung für den Dienst arge Verlegenheiten mit sich 

brachte, sei es nötig, vorzukehren, dass auch die österreichischen Staatsbahnbediensteten, die 

noch nicht in einer Gemeinde der Republik Österreich heimatszuständig sind, sofort nach 

Ratifizierung des Friedensvertrages die österreichische Staatsbürgerschaft erlangen. 

Für die Berufsmilitärpersonen, bei denen die Verhältnisse, ähnlich wie bei den 

Eisenbahnbediensteten liegen, habe der Kabinettsrat in seiner Sitzung am 26. März 1920 den 

Staatssekretär für Heerwesen ermächtigt, die aus den Nachfolgestaaten stammenden 

Berufsmilitärpersonen, welche schon jetzt im Dienste der österreichischen Wehrmacht stehen 

und sich bewährt haben, in nichtoffizieller Form zu verständigen, dass es ihnen frei stehe, die 

Erklärung ihrer Option für Österreich schon jetzt mit dem Begehren einzureichen, sie sofort, 

am Tage der Ratifikation des Friedens in Wirksamkeit treten zu lassen. Dieser Weg wäre auch 

für die Staatsbahnangestellten gangbar, da die in Frage kommenden Bediensteten durchwegs 

deutscher Volkszugehörigkeit seien und daher nach der Ratifizierung des Friedensvertrages 

optieren könnten. Bei vorzeitiger Einholung der Optionsgesuche könnten diese vom 

Staatsamte für Inneres so zeitgerecht erledigt werden, dass die bewilligte Option für die 

eigenen Bediensteten mit dem Zeitpunkte der Ratifizierung des Friedensvertrages und für die 
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provisorisch verwendeten Flüchtlinge aus dem Neuauslande allenfalls zu dem späteren 

Zeitpunkte ihrer endgiltigen Übernahme in unsere Dienste rechtswirksam wird. 

Redner erbitte daher die Ermächtigung des Kabinettsrates, die in den österreichischen 

Staatsbahndienst übernommenen oder darin provisorisch verwendeten Bediensteten, die nicht 

in einer Gemeinde der Republik Österreichs heimatszuständig sind, in nichtoffizieller Form 

zu verständigen, dass es ihnen frei stehe, die Erklärung ihrer Option für Österreich schon jetzt 

mit dem Begehren einzureichen, sie sofort am Tage der Ratifikation des Friedens 

beziehungsweise am Tage ihrer endgiltigen Übernahme in den österreichischen 

Staatsbahndienst in Wirksamkeit treten zu lassen. 

Unterstaatssekretär M i k l a s regt im Zusammenhang mit dem Gegenstand an, durch eine 

Änderung des Heimatsrechtsgesetzes auch für die Eisenbahnbediensteten sowie für die 

Angehörigen der Wehrmacht die Erlangung der Zuständigkeit in der Gemeinde ihres 

Dienstortes vorzusehen. 

Der Kabinettsrat erteilt die vom Staatssekretär P a u l erbetene Ermächtigung und weist die 

Anregung des Unterstaatssekretärs M i k l a s dem Staatsamt für Inneres und Unterricht zur 

weiteren Erwägung zu. 

 

10. 

Abänderung des Heeresgebührengesetzes. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h erinnert daran, dass in den Beratungen des Kabinettsrates 

vom 13. und I6. April l. J. über den Entwurf des Heeresgebührengesetzes beschlossen wurde, 

die Gebühren der Wehrmänner jenen der Amtsdiener des Zivilstaatsdienstes jedoch unter 

Anrechnung des Wertes der ihnen in natura gegebenen Bekleidung und Unterkunft 

gleichzustellen. Demgemäß wurden in dem der Nationalversammlung unterbreiteten 

Gesetzentwurfe den Gebühren der Wehrmänner die Gesamtbezüge der Amtsdiener unter 

Einrechnung des Betrages von 2.500 K jährlich als Wert der Naturalbekleidung 

zugrundegelegt. Die Wehrmänner würden darnach an Geldentlohnung um diesen Betrag 

weniger erhalten als die Amtsdiener. 

Bei der parlamentarischen Behandlung der Vorlage hätten sich jedoch gegen diese 

Gebührenfestlegung Widerstände geltend gemacht, indem darauf hingewiesen werde, dass 

darin eine Unbilligkeit gegenüber den Wehrmännern im Vergleiche zur Gendarmerie und zur 

Sicherheitswache liege, die beide die Montur neben ihren rangsklassenmäßigen Bezügen 

erhalten. Redner habe sich über diese Frage mit Vizekanzler F i n k und Staatssekretär 

E l d e r s c h im Beisein des Sektionschefs Dr. G r i m m, des Polizeipräsidenten und des 
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Zentralgendarmerieinspektors beraten, wobei über Vorschlag der Referenten dahin ein 

Einverständnis erzielt worden sei, den Wehrmännern gleich der Gendarmerie und der Polizei 

die Naturalbekleidung neben den normalmäßigen Löhnen zuzugestehen. 

Redner stelle daher den Antrag, der Kabinettsrat wolle genehmigen, dass im § 5 des 

Heeresgebührengesetzes eine Regelung platzgreife, wonach die Geldgebühren der 

Wehrmänner denen der definitiven Amtsdiener gleichgestellt werden und sie die Bekleidung 

in natura ohne einen Abzug von ihren Gebühren erhalten. Sektionschef Dr. G r i m m stellt 

fest, dass sich die Finanzverwaltung mit der Beistellung der Montur für die Wehrmänner nur 

unter der Voraussetzung einverstanden erklärt habe, dass das Material dafür aus 

Inlandsvorräten aufgebracht und zentral verarbeitet werde. 

Staatssekretär E l d e r s c h erwidert, dass dieser Bedingung nur dann entsprochen werden 

könnte, wenn das Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten der Hauptanstalt 

für Sachdemobilisierung den strikten Auftrag erteile, aus ihren Beständen das erforderliche 

Material beizustellen. Denn nach den gemachten Erfahrungen sei das Staatsamt für Inneres 

und Unterricht für sich allein nicht im Stande, die Deckung des Stoffes und Lederbedarfes für 

die Gendarmerie und Polizei bei der Hauptanstalt für Sachdemobilisierung zu erreichen. 

Infolgedessen werde Redner genötigt sein, die Kleider- und Schuhsorten für die beiden 

Wachkörper unter Ausnützung eines verhältnismäßig günstigen Anbotes im Ausland 

anzukaufen, weil sonst die Mannschaften in Kürze ihren Dienst überhaupt nicht mehr in 

Uniform versehen können. 

Der Kabinettsrat stimmt sohin der von Staatssekretär Dr. D e u t s c h beantragten 

Gebührenregelung für die Wehrmänner zu. 

 

11. 

Übernahme der aus den Nationalstaaten vertriebenen ehemals österr. Staats- (Staatsbahn) 

Angestellten deutscher Nationalität in den Dienst der österr.Republik. 

Der V o r s i t z e n d e verweist darauf, dass der Kabinettsrat in der Sitzung vom 20. März 

l. J. in Aussicht genommen habe, über die Grundsätze für die Übernahme der aus den 

Nationalstaaten vertriebenen deutschen Staats- und Eisenbahnbediensteten in den Dienst der 

Republik Österreich in einem solchen Zeitpunkt Beschluss zu fassen, dass die Übernahme der 

Angestellten bis 1. Juli l. J. durchgeführt werden könne. 

Diesen Zeitpunkt erachte Redner nunmehr als gekommen; er erbitte daher die Zustimmung 

das Kabinettsrates zu den seinerzeit vorgelegten Richtlinien für die Übernahme sowie die 

Ermächtigung, den bereits in den Sitzungen des Kabinettsrates vom 16. und 26. März l. J, in 



183 – 1920-05-18  17 
 

Verhandlung gestandenen Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen für die Behandlung 

ehemals österreichischer Zivilstaats- (Staatsbahn-) Angestellter aus Anlass ihrer Übernahme 

in den Dienst der Republik Österreich in der Nationalversammlung einbringen zu dürfen. 

Staatssekretär Dr. R a m e k regt zu den Richtlinien verschiedene Änderungen in den 

Bestimmungen über die Behandlung der Pensionsparteien an. Zu dem Gesetzentwurf 

beantragt er, im dritten Absatz des § 1 nach dem Worte „Nachprüfung" noch 

„(Richteramtsprüfung)" einzuschalten. 

Der Kabinettsrat erteilt die Ermächtigung zur Einbringung des Gesetzentwurfes mit der 

von Staatssekretär Dr. R a m e k beantragten Einschaltung in der Nationalversammlung. 

Gleichzeitig werden die Staatskanzlei und die Staatsämter für Inneres und Unterricht, für 

Justiz, für Finanzen und für Verkehrswesen beauftragt, die Richtlinien unter Berücksichtigung 

der Anträge des Staatssekretärs Dr. R a m e k einer Durchsicht zu unterziehen und darin bei 

Festhalten an den Grundprinzipien jene Abänderungen vorzunehmen, welche sich nach den 

neuen Gesetzen über die Ruhe- und Versorgungsgenüsse der österreichischen 

Staatsangestellten und einer etwaigen Neugestaltung in den Verhältnissen der vertriebenen 

Angestellten als notwendig herausstellen. Die so revidierten Richtlinien sind dem Kabinettsrat 

in seiner nächsten Sitzung zur Beschlussfassung vorzulegen. 

 

12. 

Zuteilung von Beamten der Staatsämter für Finanzen, für Äußeres und für Heerwesen zu 

den Beauftragten der österr. Regierung in den interalliierten Überwachungsausschüssen. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h begründet die Notwendigkeit, bei Durchführung der 

Bestimmungen des Friedensvertrages über die militärische Abrüstung, da hiebei die Wahrung 

der Interessen des Staatsschatzes im Vordergrunde stehe, dem Staatsamt für Finanzen und, da 

nicht minder Interpretationsfragen eine Rolle spielen, auch dem Staatsamt für Äußeres eine 

entsprechende Mitwirkung zu sichern. Redner schlage vor, zu diesem Zwecke den 

Beauftragten der österr. Regierung in den interalliierten Überwachungsausschüssen je einen 

Beamten der Staatsämter für Finanzen, für Äußeres und für Heerwesen beizuordnen. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h wünscht ausdrücklich festgehalten zu sehen, dass die 

Aufgabe der Vertreter der genannten Staatsämter bloß in der Beratung der Beauftragten der 

Regierung in den Überwachungsausschüssen liege, sie aber keineswegs eine selbständige 

Tätigkeit neben oder über den Beauftragten entfalten dürfen. Die Aufstellung von Richtlinien 

für die Beauftragten sei ausschließlich Sache der Staatssekretäre beziehungsweise des 

Kabinetts und die beigegebenen Beamten können lediglich die Funktion haben, in 
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zweifelhaften Angelegenheiten die Einhebung der Entscheidung der Staatsregierung durch die 

Beauftragten zu vermitteln. 

Über Vorschlag des V o r s i t z e n d e n spricht sich der Kabinettsrat dafür aus, den 

Beauftragten der österr. Regierung in den interalliierten Überwachungsausschüssen (Abg. 

S m i t k a und Abg. B u c h i n g e r für den Heeresüberwachungsausschuss, Korvettenkapitän 

D i e t t r i c h für den Marine-Überwachungsausschuss und Hauptmann W e t t e n d o r f e r 

für den Luftfahr-Überwachungsauschuss) je einen Vertreter der Staatsämter für Finanzen, für 

Äußeres und für Heerwesen mit der Bestimmung beizugeben, die genannten Beauftragten in 

der Eigenschaft als zugeteilte Beamte in Fachfragen von Fall zu Fall zu beraten und die 

Verbindung mit den interessierten Staatsämtern aufrechtzuerhalten. 

Der V o r s i t z e n d e wird eingeladen, die beteiligten Staatsämter zur Bekanntgabe der 

für diese Aufgabe in Aussicht genommenen Funktionäre aufzufordern und den Beauftragten 

in den interalliierten Überwachungsausschüssen deren Zuteilung zur Kenntnis zu bringen. 

 

13. 

Pauschalnachtragskredit für die wissenschaftlichen Institute. 

Unterstaatssekretär G l ö c k e l führt aus, dass die seit dem letzten Friedensbudget 

gleichgebliebenen Dotationen der wissenschaftlichen Institute durch die wesentliche 

Steigerung der Preise aller Bedarfsartikel vollkommen unzureichend geworden seien. Auch 

die einzelnen Institute über fallweise Ansuchen bewilligten Dotationszuschüsse vermögen mit 

Rücksicht auf die geringen zur Verfügung stehenden Mittel keine durchgreifende 

Erleichterung für den notleidenden Betrieb zu schaffen. Die Mehrzahl dieser Institute und 

Laboratorien sei dadurch in eine derartige Notlage geraten, dass viele von ihnen, wenn nicht 

rasch und ausgiebig Hilfe gewährt wird, gezwungen wären, ihren Betrieb einzustellen. 

Die Schließung der Institute würde in wissenschaftlichen Kreisen sowie auch unter der 

Studentenschaft mit Recht Missstimmung erzeugen und in der breiten Öffentlichkeit, wie eine 

Erörterung in der Nationalversammlung bereits gezeigt habe, eine der Regierung nicht 

günstige Kritik auslösen. 

Im Einvernehmen mit dem Staatsamt der Finanzen stelle Redner den Antrag, der 

Kabinettsrat wolle für die wissenschaftlichen Institute für 1919/20 einen 

Pauschalnachtragskredit von 3,000.000 K bewilligen. 

Der Kabinettsrat beschließt im Sinne des gestellten Antrages. 

 

14. 
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Streik der Gerichtskanzleibeamten. 

Staatssekretär Dr. R a m e k berichtet, dass die Gerichtskanzleibeamten am 15. d. M. über 

den Beschluss einer Vertrauensmännerversammlung vom Vortage in den Streik getreten 

seien. Der Streikbeschluss sei nur auf das Drängen und die drohende Haltung der radikalen 

Elemente in der Versammlung zurückzuführen. Das Streikkomitee habe die Versammlung 

nicht einmal über die Zugeständnisse der Regierung richtig informiert, sodass ein großer Teil 

der Angestellten gar keine Klarheit darüber besitze, welches Maß der gestellten Forderungen 

bereits erfüllt wurde. Redner habe Veranlassung genommen, die Aufklärung darüber durch 

Pressenotizen und Erlässe an die Oberlandesgerichtspräsidien und die Oberstaatsanwaltschaft 

an nachzutragen und hoffe, dadurch die besonnenen Kreise der Beamtenschaft in der 

Ablehnung des Streiks zu bestärken. Der Streik habe sich bisher auch in Wien noch nicht voll 

durchgesetzt, in den auswärtigen Oberlandesgerichtssprengeln sei die Beteiligung der 

Angestellten am Streik vielfach überhaupt noch nicht entschieden. 

Die streikenden Angestellten zeigen schon jetzt die Bereitschaft zu Verhandlungen, doch 

gedenke der sprechende Staatssekretär während der Streikdauer solche unter keinen 

Umständen aufzunehmen oder auch nur für die Zeit nach Wiederaufnahme des Dienstes 

zuzusichern. Er sehe für Verhandlungen überhaupt keinen Grund, da die über die bereits 

gemachten Zugeständnisse hinaus offen gebliebenen Wünsche der Angestellten keine 

Berechtigung besitzen. Dies erkenne auch die Richtervereinigung und der Zentralverband der 

Staatsangestellten an, welche beide die streikenden Gerichtskanzleibeamten wissen ließen, 

dass sie diesmal auf eine Unterstützung ihrerseits nicht zu rechnen haben. Infolgedessen 

dürfte der Streik in kurzer Zeit sein Ende erreichen. Nach dem gegenwärtigen Stande der 

Dinge ließe für die Justizverwaltung kein Anlass zu besonderen Vorkehrungen und 

Verfügungen vor. 

Der Kabinettsrat nimmt den Bericht zur Kenntnis. 

 

15. 

Definitive Besoldungsreform für die Staatsangestellten. 

Sektionschef Dr. D a v y entwickelt dem Kabinettsrate die Grundlinien der definitiven 

Besoldungsreform für die Staatsangestellten bei den mit staatlichem Hoheitsrechte 

bekleideten Behörden und fügt bei, dass im Zusammenhange damit die Errichtung von 

Personalvertretungen für die bei diesen Behörden in Verwendung stehenden 

Staatsangestellten in Aussicht zu nehmen wäre. Die Besoldungsreform hätte für alle 

Staatsangestellten mit Ausnahme der Wehrmacht, des Verkehrswesens (Eisenbahn, 
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Schiffahrt, Post, Telegraph und Telephon) sowie der staatlichen Betriebe zu gelten, die 

Schaffung von Personalvertretungen für diesen Angestelltenkreis nach der Vorschrift des § 2 

den Betriebsrätegesetzes (St.G.B1. Nr. 283 ex 19) auf Grund voheriger Vereinbarung 

zwischen den einzelnen Behörden und ihrem Personal mittels Vollzugsanweisung zu erfolgen. 

Weiters würde es sich darum handeln, den Wirkungskreis dieser Personalvertretungen 

gesetzlich zunächst nach der negativen Seite hin abzugrenzen. Dabei wäre die Mitwirkung der 

Personalvertretungen ausdrücklich insoweit auszuschließen, als die Regelung und Leitung der 

eigentlichen Amtstätigkeit der staatlichen Verwaltungsbehörden, Ämter und Anstalten und 

selbständigen Organe in Frage kommt. Der positive Wirkungskreis der Personalvertretungen 

wäre, solange nicht eine Abänderung dar Dienstpragmatik eine Erweiterung gestattet, im 

Rahmen des Betriebsrätegesetzes festzustellen. Es müsste aber wenigstens der Anspruch der 

Personalvertretungen festgelegt werden, vor Erlassung allgemeiner Bestimmungen, welche 

die unter die Besoldungsreform fallende Staatsangestellten insgesamt oder zum Teile 

betreffen, mit beratender Stimme gehört zu werden, wann diese allgemeinen Verfügungen auf 

die Einführung oder Durchführung von Vorschriften über Rechte und Pflichten der 

Staatsangestellten abzielen. Gegenstand unmittelbarer Entscheidung des Kabinettsrates hätte 

zunächst nur die Frage der Hinausgabe eines Communiqués über die geplante Neuregelung zu 

bilden. Im Communiqué wäre insbesondere anzukündigen, dass die endgültige 

Besoldungsreform einer Vorberatung mit den Staatsangestellten zugeführt und zu diesem 

Zwecke eine Personalvertretung ins Leben gerufen werden solle. 

Staatssekretär E l d e r s c h bemerkt, dass sich bei den bisherigen Versuchen, 

Personalvertretungen einzurichten, immer Schwierigkeiten wegen der Einteilung der 

Fachgruppen gezeigt haben und die Staatsangestellten für die Personalvertretungen 

weitergehende Befugnisse beanspruchen, als ihnen nach der Dienstpragmatik zustehen. Es 

würde daher eine Vollzugsanweisung zur Schaffung von Personalvertretungen in diesem 

Sinne nicht ausreichen, sondern ein Gesetz notwendig sein, welches die Bestimmungen der 

Dienstpragmatik abändert. Redner empfiehlt, von Personalvertretungen nach § 2 des 

Betriebsrätegesetzes vorläufig Umgang zu nehmen und nur zur Vorberatung der 

Besoldungsreform in den einzelnen Staatsämtern Personalkommissionen einzusetzen, für 

welche unter den Staatssekretären noch einheitliche Richtlinien zu vereinbaren wären. 

Staatssekretär Dr. M a y r tritt gleichfalls dafür ein, die Bildung endgültiger 

Personalvertretungen bis nach dem Zustandekommen der Verfassungs- und 

Verwaltungsreform aufzuschieben. Da aber die Besoldungsreform und die Abgrenzung der 

Behörden mit staatlichem Hoheitsrecht dringend sei, müsse die Mitwirkung der 



183 – 1920-05-18  21 
 

Staatsangestellten bei dieser Reform vorläufig in anderer Art als durch Personalvertretungen 

sichergestellt werden. 

Der V o r s i t z e n d e bezeichnet als Hauptzweck der Einführung von 

Personalvertretungen die Absicht, an die Stelle der mehr oder weniger willkürlich 

zusammengesetzten paritätischen Lohnkommission einen legitimierten Vertretungskörper zu 

setzen und schon für die Vorberatung der Besoldungsreform ein Organ jener 

Angestelltenkreise zu gewinnen, für welche die Reform gelten soll. Zunächst müssen aber die 

Grundlinien klargestellt werden, nach welchen die Zusammensetzung der 

Personalvertretungen zu erfolgen hätte, unter besonderer Berücksichtigung der Frage, in 

welcher Art, vertikal oder horizontal, nach Dienstzweigen oder Angestelltenkategorien die 

Niederung vorzunehmen wäre. Redner ladet das Staatsamt für Inneres und Unterricht ein, im 

Einvernehmen mit den sonst interessierten Staatsämtern darüber dem Kabinettsrate demnächst 

ein Referat vorzulegen. 

Für die Behandlung der Besoldungsreform dürfte es am zweckmäßigsten sein, eine 

vorläufige Personalvertretung ins Leben zu rufen, die Regelung ihres Wirkungskreises jedoch 

vorerst noch offen zu lassen, bis auf Grund ihrer eigenen Vorschläge überblickt werden 

könne, inwieweit die Einräumung der begehrten Kompetenzen angehe und welche 

Änderungen in der Dienstpragmatik dadurch bedingt werden. 

Der Kabinettsrat stimmt diesem Vorschlage des Vorsitzenden zu und beschließt die 

Veröffentlichung folgenden Communiqués: 

Der Kabinettsrat hat beschlossen, zur Regelung der dienstrechtliehen Verhältnisse 

(Besoldungsreform) jener Staatsangestellten, die bei den mit Hoheitsrecht bekleideten 

Behörden in Verwendung stehen, der Nationalversammlung einen Gesetzentwurf vorzulegen. 

Gleichzeitig sieht die Regierung für diese Staatsangestellten Personalvertretungen vor, wie 

solche für das Personal von Staatsbetrieben bereits bestehen. Demnach werden bei der 

Vorberatung der geplanten Besoldungsreform auch die Angestellten der mit Hoheitsrecht 

bekleideten Behörden ebenso durch ihre ordnungsmäßig gewählten Vertreter mitzuwirken in 

der Lage sein, wie dies bei den Angestellten der Staatsbetriebe schon dermalen der Fall ist. 

 

16. 

Forderungen der paritätischen Lohnkommission. 

Ministerialrat Dr. W i l f l i n g berichtet, dass die paritätische Lohnkommission die 

Antwort der Staatsregierung auf ihre in den Kabinettssitzungen vom 7.und 14. Mai 

verhandelten 7 Forderungen bezüglich der gleitenden Zulage, der Einreihung in die 
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Ortsklassen und den Wirkungskreis der paritätischen Lohnkommission zur Kenntnis 

genommen, zu der Antwort in den übrigen Punkten dagegen in folgender Weise Stellung 

genommen habe: 

ad Punkt 3) siebenstündige Arbeitszeit: Der Beschluss des Kabinettsrates und seine 

Interpretation durch den Regierungsvertreter, wonach an der 7stündigen Amtszeit hinsichtlich 

der Dauer festgehalten wird und Gegenstand der Verhandlung nur die Art der Durchführung 

(Beginn und Ende, ob geteilt oder ungeteilt) sein kann, wird als unzulänglich nicht zur 

Kenntnis genommen. 

Die Lohnkommission beharrt darauf, dass auch die Dauer der Amtszeit im einzelnen Falle 

im Einvernehmen mit den Organisationen festzustellen ist. 

Die Lohnkommission fordert für die Durchführung der Bestimmungen über die 7stündige 

Amtszeit die Erlassung der von ihr vorgeschlagenen Vollzugsanweisung. 

ad Punkt 4) Bemessung der Erholungsurlaube: 

Die Lohnkommission beantragt die Streichung der Worte „In besonderen Fällen“. 

Bezüglich der Regiefahrkarten wird die gestellte Forderung aufrecht erhalten. 

Schließlich fasst die Lohnkommission nachstehenden Beschluss: 

Die Lohnkommission anerkennt das Verlangen der n. ö. Landesangestellten hinsichtlich 

der Fahrpreisermäßigungen auf den Staatsbahnlinien den übrigen Staatsangestellten 

gleichgehalten zu werden, als vollauf berechtigt und ersucht die Regierung, diesem Verlangen 

endlich Rechnung zu tragen. 

ad Punkt 5) Entlohnung der Überstundenarbeit: 

Die Antwort der Regierung wird als ungenügend bezeichnet. 

Die Lohnkommission beharrt auf ihrer Forderung. 

ad Punkt 6) Novellierung des Pensionsgesetzes: 

Die Antwort der Regierung wird als ungenügend bezeichnet. 

Die Lohnkommission beharrt auf ihrer Forderung. 

Nach dem Vorschlage des Vorsitzenden beschließt der Kabinettsrat, an der der 

paritätischen Lohnkommission erteilten Antwort mit folgender Erwiderung auf die 

Bemerkungen zu den Punkten 3 und 4 festzuhalten: 

ad Punkt 3: Die Staatsregierung hat kundgemachte Gesetze zu vollziehen und kann von 

ihnen nicht abweichen. Sie vermag sich daher auf Vorschläge nicht einzulassen, die ihr ein 

ungesetzliches Vorgehen zumuten. Die Staatsregierung ist jedoch bereit, mit den 

Organisationen über die Art der Durchführung der 7stündigen Amtszeit zu verhandeln. 

ad Punkt 4: Die Staatsregierung muss die Streichung der Worte „In besonderes Fällen“ 
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ablehnen, weil diese Streichung eben bewirken würde, dass eine allgemeine Verlängerung der 

Urlaube einzutreten habe, was von der Staatsregierung schon vordem ausdrücklich abgelehnt 

worden ist. 

Die Staatsregierung kann auf die Wünsche der paritätischen Lohnkommission in Bezug auf 

die Ausdehnung der Regiekartenbegünstigung deshalb nicht eingehen, weil es der 

unverkennbare Wille der Nationalversammlung ist, das Begünstigungswesen im allgemeinen 

und bei der Benützung der Staatsbahnen im besonderen einzuschränken und als mit den 

demokratischen Grundprinzipien nicht vereinbar, so bald als möglich zu beseitigen. 

Demgemäß kann von einer Ausdehnung der Begünstigungen überhaupt nicht mehr die Rede 

sein. 
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[KRP 183, 18. Mai 1920, Stenogramm Groß] 
 
183. Sitzung, 18. Mai 1920. 
 
1. 
//[Am Rand]: Streng vertraulich.// 
Deutsch: Wir haben das Geschützmaterial in jenes geteilt, welches der Wehrmacht zusteht, 

das sind 130 Geschütze; und jenes, welches [wir] zur Dotierung der Brückenköpfe 
nach dem Friedensvertrag behalten dürfen, das sind 120 Geschütze. Dadurch würde 
der größte Teil der Geschütze uns verbleiben. Ob [aber] die Entente uns diese 
Geschütze lassen wird, ist zweifelhaft. 

Es wäre zweckmäßig, einen Teil zu verkaufen ohne daß wir die Schlagkraft 
beeinträchtigen. Es wäre zu erwägen -. [Ich] stelle daher den Antrag, auf das Anbot 
der Tschechen einzugehen, das für uns günstig wäre. Die Tschechen haben angefragt, 
ob es möglich wäre, 100 Stück Feldhaubitzen und 50 Stück Feldkanonen zu liefern. 
Wir sind mit beiden Typen reichlich versorgt, von 10 cm [Geschützen haben wir] 396 
[Stück], von 8 cm 125. Es wäre durchaus möglich, diese Geschütze abzugeben, 
allerdings würde die Dotierung der Brückenköpfe nicht mehr den projektierten Stand 
haben. Aber es fraglich, ob wir diesen vollen Stand gegenüber der Entente werden 
behaupten können. Wir könnten auf das Anbot der Tschechen eingehen, wenn der 
Kabinettsrat nicht meint, daß außenpolitische Momente es erfordern, einen großen 
Geschützbestand zu halten. Der Kaufpreis schwankt zwischen 25-30 Millionen. Es 
wäre wohl zweckmäßig, das Anbot nicht abzuweisen. 

Ich bitte, der Kabinettsrat möge das Anbot in Erwägung ziehen und mir Weisung 
geben, ob ich in Verhandlungen eingehen kann. Daß uns Schwierigkeiten mit der 
interalliierten Kommission erwachsen, glaube ich nicht, weil die Entente auf dem 
Rückzug ist und sie wird uns im Augenblick gewiß nichts tun. Alle diese Gründe 
sprechen dafür, dem Anbot näher zu treten. 

Im letzten Kabinettsrat habe ich berichtet, daß Oberst B.[arrès] mir die Note wegen 
der Überwachung des Kriegsmaterials überreicht hat. Zwischen der Überreichung 
und der Antwort hat eine gute Pressekampagne eingesetzt und - die auf die Entente 
sichtlich Eindruck gemacht hat. Dazu sind Unstimmigkeiten zwischen ?Zuccar und 
Barrès getreten. 

B.[arrès] hat am Sonntag ganz anders gesprochen. Er hat nicht den großen Stab 
mitgenommen, sondern bloß den Stabschef. Er fragte, ob ich wirklich einen Fall 
anführen kann, wo ich - [er] die Industrie bedroht hätte, da er das Gefühl nicht habe. 
Ich erwiderte, daß bei der Industrie das Gefühl der Bedrohung vorliege und daraus 
seien die Schritte der Industriellen entstanden. Er versicherte, daß ihm das ganz fern 
liege und er möchte, daß wir inoffiziell folgendes sagen: Er könne offiziell keine 
andere Forderung stellen als in Deutschland, um kein Präjudiz zu schaffen. Inoffiziell 
soll es - entgegen gekommen werden. Die betreffenden industriellen Kreise sollen 
darüber informiert werden, daß sich die Entente nicht einmischen wird. 

Wir haben einvernehmlich mit dem Staatssekretär die Industriellen in dieser 
Richtung verständigt. Auch die [Gesellschaft für] L.[uftfahrwesen] wurde verständigt, 
daß sich die Befürchtungen nicht erfüllen werden. Ich habe heute einen Schritt von 
B.[arrès] erhalten, in dem er unsere Note von Sonntag nach Paris telegraphiert in 
optimistischer Form. Er sieht den Irrtum ein und verlangte [eine] Erklärung, daß wir 
der Überwachung keine Schwierigkeiten machen werden. Ich erwiderte, daß wir uns 
auf weiteres, als in der Note steht, nicht einlassen können. 

Von Rom [kam] folgendes Telegramm -. Wir können also ruhig den Geschäften 
obliegen. Es wäre gut, wenn das beschleunigt geschähe. 
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Renner: Ich bekomme eben folgendes Telegramm: -. 
Deutsch: Das dürfte ein Mißgriff eines untergeordneten Falles sein, es sollte aber doch gleich 

in der Presse Lärm geschlagen werden. 
Fink: Wie ist es mit den Waffen nach Polen? 
Renner: Polen ist ein kriegführender Staat, die Tschechen führen keinen Krieg. Nach dem 

Genfer Übereinkommen können wir an einen kriegführenden Staat ohne 
Neutralitätsbruch nicht liefern. Es besteht kein Hindernis völkerrechtlich, den 
Tschechen zu liefern. Schwierig ist es immerhin. 

Fink: Es wird auch die Frage sein, ob auf dem Wege nicht wieder Schwierigkeiten gemacht 
werden. 

Deutsch: Bei den Tschechen machen die Arbeiter keine Schwierigkeiten, nur bei den Polen. 
Eldersch: Die Aufrechnung müßte in die Kompensationsgüter des Warenverkehrsbüros 

einbezogen werden. 
Deutsch: Wir würden pro Geschütz 200.000 Kronen verlangen, wir könnten aber auch höher 

gehen. Es ist das das Zehnfache des früheren Wertes. Es wird das Staatsamt für 
Heerwesen verhandeln. 

Renner: In der Presse müßte man Vorsicht walten lassen. Ich glaube, international und mit 
Rücksicht auf den Friedensvertrag ist die Sache immerhin heikel. Die Italiener werden 
gewiß Lärm schlagen. 

Deutsch: Die Italiener werden unzufrieden sein. Aber wir werden das in Rom austragen. 
Wenn wir uns nicht trauen, so kommen wir zu kurz. Es kann nicht mehr passieren, 
[als] daß sie schreien und Nein sagen. Wir riskieren dabei nichts, wir müßten 
höchstens die Kaufsumme herausgeben. 

Fink: Es könnte nur die Schwierigkeit sein, daß wir dann auch Schwierigkeiten bei der 
Ausfuhr von Waren aus den Fabriken haben. 

Deutsch: Wir müssen riskieren. 
Renner: Entscheidung in dem Sinn, das Staatsamt ist ermächtigt, in die Verhandlungen über - 

des Verkaufs im Sinne des Antrages - Vorschlages in Verhandlungen über den Verkauf 
von Geschützen mit den Tschechen in Verhandlungen zu treten. 

Bezüglich der Überwachung fällt mir auf: Die Entente muß schon eine 
Interpretation über den Frieden über Waffenlieferungen festgesetzt haben. [Das 
Staatsamt für] Heerwesen soll trachten, [sich] die Entscheidungen über die Abnahme 
von Materialien [in Deutschland] zu verschaffen. 

Deutsch: Wir stehen mit den Deutschen fortwährend in Verbindung. Es dreht sich darum, was 
ist Kriegsmaterial und was gehört zu einem Flugschiff. Im Deutschen [Reich] ist die 
Interpretation, daß alles dazu gehört, was Bestandteil des Flugzeuges und seiner 
Ausrüstung ist. 

Renner: [Wie steht es mit] Materialien, die [man] schon bestellt aber noch nicht geliefert hat, 
[mit] Rohmaterial? 

Deutsch: Rohmaterial noch nicht, noch nicht montierte Bestandteile mit eindeutiger 
Zugehörigkeit zu einem Flugzeug fallen nicht darunter. Spezifische Bestandteile 
[fallen] auch dann [darunter], wenn sie erst bestellt sind. 

Renner: Es wäre gut, [wenn wir] eine Übersicht über die Entscheidung bekämen. Offiziell 
werden sie [darauf] bestehen, aber inoffiziell werden sie nichts sagen. 

Deutsch: Nur wenn eine Anzeige gemacht wird von einem Kommissionsmitglied, dann muß er 
einschreiten und Einspruch gegen die weitere Verwertung erheben. 

Renner: Könnte man nicht bezüglich der Geschütze nach dem Abschluß der Verhandlungen 
die Franzosen den Abschluß wissen lassen? Man müßte das mit den Tschechen 
besprechen, daß sie es der Entente melden. Dann sind wir beträchtlich entlastet. 
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2. 3. 
Renner: Geheimhaltung der Ernennungsanträge. 

Ich bitte, das zur Kenntnis zu nehmen. Das Staatsamt läuft Gefahr, daß der 
Betreffende dann nicht ernannt wird. Der Präsident ist in solchen Dingen sehr genau 
und läßt sich durch die Zeitungen nicht vorschreiben, wen er ernennen soll. 

Außerdem [erhielt ich eine] Zuschrift der Präsidentschaftskanzlei über die 
rechtzeitige Vorlage der Ernennungsanträge. Die Herren haben diese Note auch selbst 
bekommen. 

Da der Vorgang, der empfohlen wird, dazu zweckmäßig ist, gilt die Anregung der 
Präsidentschaftskanzlei als Beschluß des Kabinetts. 

Eldersch: Wir werden über das Prinzip der Ernennungen noch reden müssen. Der Standpunkt 
des Staatsamtes für Finanzen wird eine große Unzufriedenheit unter den Beamten 
auslösen. 

Renner: Ich mache aufmerksam, daß an die Staatskanzlei noch kein einziger Antrag gelangt 
ist. Es liegt noch alles im Staatsamt für Finanzen. 

Reisch: Wir stehen nicht auf irgendeinem Standpunkt, wir arbeiten die Anträge nach den 
Kabinettsratsbeschlüssen durch. Es ist gesagt worden, daß mit einer bestimmten 
Dienstzeit eine bestimmte Rangsklasse erreicht werden soll und eine Wartezeit in der 
Rangsklasse eingehalten werden muß. Es scheint mir unmöglich, daß der Kabinettsrat 
die ganze Arbeit wieder umstößt. 

Renner: Grundsätzliche Änderungen können wir nicht machen. 
Grimm: Die Schwierigkeiten - Bedenken ergeben sich nur im Kleinen in der Polizeidirektion, 

wo der Kabinettsrat Ausnahmen als zulässig anerkennen wird, so daß sich keine 
Weiterungen ergeben dürften. Bedenklich ist es bei den Rechnungsbeamten, dann 
[bei] Post und Eisenbahn. Dort mußten große Streichungen vorgenommen werden. 

Renner: Wir werden bei der Behandlung der Vorlagen selbst noch die allgemeinen 
Grundsätze besprechen. 

Reisch: Auf diese Art können wir die Sache nicht weiterführen, das ist die größte 
Kraftverschwendung. Zunächst [be]arbeitet es das Ressort, dann das Staatsamt für 
Finanzen, dann die Staatskanzlei, [dann kommt es in] den Kabinettsrat und schließlich 
in die Präsidentschaftskanzlei. Das ist das Gegenteil einer Geschäftsverantwortung. 

Tandler: Die Inspektion: Am 27. April waren einige [...] beim Staatskanzler in Angelegenheit 
des Betriebsrates. Br. hat [ein] Protokoll aufgenommen. Der Vorgang spielte sich 
hinter meinem Rücken ab. [Ich] wurde vom Kanzler verständigt und erhielt dann 
[eine] Abschrift des Protokolls. Heute hat [...] genau dieselbe Abschrift, eine Abschrift 
des Aktes, welcher mir übergeben wurde, in der Hand gehalten und daraus 
vorgelesen. Ich frage, ist das der gewöhnliche Vorgang, wie sich Abgeordnete 
informieren und informiert werden oder handelt es sich um einen starken Mißbrauch? 

Renner: Br. hat sich in meinem Auftrag nützlich gemacht. Ein Exemplar wurde Tandler und 
Glöckel ausgehändigt, weil diese ressortgemäß damit befaßt sind. Sonst ist die 
protokollarische Aufnahme niemand etwas angegangen. Ich werde die Sache 
untersuchen lassen. 

Die Zuschriften der Präsidentschaftskanzlei werden zur Kenntnis genommen. Die 
zweite ist zum Kabinettsbeschluß erhoben. 

 
 
4. 
Renner: 12. Bericht der Kommission. 

Der Bericht wird an die Nationalversammlung weitergeleitet. 
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5. 
Renner: Kriegswirtschaftliche Vollzugsanweisungen 1. /2. - 30. /4. 
 
 
6. 
Renner: Rainer Habsburg-Lothringen, Verzicht. 

Der Kabinettsrat nimmt die Verzichtserklärung zur Kenntnis. 
 
 
7. 
Reisch: Süßstoffe. 

Es ergibt sich die Notwendigkeit einer Erhöhung der S.[accharin]preise, nachdem 
[sich für] deren Gestehungskosten, teils vom Standpunkt der Ware, teils vom 
Standpunkt der Verteuerung der č.[echoslovakischen] Valuta, [eine Steigerung] 
ergeben hat. Auch sind unsere Fabriken noch nicht genügend leistungsfähig, um das 
Manko an Zucker der nächsten Monate aus der inneren Produktion decken zu können. 
Daher mußte S.[accharin] aus der Schweiz bezogen werden. 

Die gegenwärtigen Preise würden das Monopol verlustbringend gestalten. Es wird 
eine allgemeine Erhöhung der Preise um durchschnittlich 100 % vorgeschlagen. Die 
Vollzugsanweisung [wäre im Sinne des Gesetzes vom] 13. /1. '20 dem Hauptausschuß 
zur Genehmigung vorzulegen. 

Ich möchte nur [eine] kleine Abänderung erbitten. Es ist notwendig, die Provision 
der Kleinverschleißer etwas zu erhöhen, nachdem sehr viel S.[accharin] gestohlen 
wird, so daß sich alle Großverschleißer ohne Aufbesserung geweigert haben, [den 
Verkauf fortzuführen], wenn sie keine Aufbesserung bekommen. Eine solche müssen 
auch die Kleinverschleißer bekommen: Statt 12 Heller 16 Heller und bei den größeren 
Fläschchen statt 70 Heller eine Krone, so daß die Provision [sich] auf 7 % stellt, 
während bei Tabak die Provision 10 % beträgt. 

Dann möchte ich vom Hauptausschuß aufgrund des Gesetzes vom 13. April '20 die 
Genehmigung erbitten, neue Packungen auf der gleichen Basis einführen zu dürfen, 
eine Unterteilung der Tablettenpackung von 300 Stück. Es soll [beantragt werden], 
aufgrund der jetzigen Preise die Preise für die neuen Packungen bestimmen zu dürfen 
und eventuell auch die Provisionssätze, welche einen kleinen Teil der Preisgestaltung 
darstellen, zu erhöhen, wenn die Verschleißer sich mit den jetzigen nicht zufrieden 
geben sollten. 

Eine zweite Verordnung ist vorgesehen wegen [einer] entsprechenden Erhöhung 
der Lizenzgebühren für die Einfuhr von S.[accharin]. Hier bestand die Notwendigkeit, 
eine eigene Vollzugsanweisung zu machen, weil die Lizenzgebühr im Staatsgesetzblatt 
publiziert werden muß. Nachdem aufgrund des Gesetzes vom April auch die 
Monopolpreise im Staatsgesetzblatt veröffentlicht werden dürfen, könnten beide 
Vollzugsanweisungen in eine zusammengezogen werden. Es würde am Ende der ersten 
die zweite einfach angeschlossen werden. 

Renner: Bis jetzt haben die Verteilung bloß die Apotheker? 
Reisch: Nein, wir haben als Großverschleißer auch schon Drogisten. 
Renner: Es fällt mir nur auf, daß wir den Apothekern und Drogisten eine höhere 

Verschleißgebühr zahlen sollen. 
Reisch: Es haben sämtliche Großverschleißer nachgewiesen, daß sie infolge der großen 

Diebstähle mit Verlust arbeiten und [sie] haben sich geweigert, das Geschäft weiter zu 
betreiben. 

Renner: Eine Invaliden-Deputation hat verlangt, daß der Verschleiß der Süßstoffe den 
Invaliden gegeben wird. 
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Loewenfeld-Ruß: Es besteht die Absicht, in den nächsten Monaten statt Zucker S.[accharin] 
auszugeben. Für zwei Monate die eine Hälfte Zucker und die andere in S.[accharin]. 
Bei dem Wechsel der Packungen könnte Rücksicht [darauf] genommen werden, daß 
der Zuckerwert der Packung eine Gewichtseinheit darstellt, welche ein Vielfaches der 
Zuckerration darstellt; [daß] der Süßigkeitswert in [ein] Verhältnis gebracht wird zur 
Zuckerration, damit die Verteilung sich leichter gestaltet. 

Reisch: Im allgemeinen sind wir an die Packungen gebunden. Die Schweizer [Packungen] 
sind größer als die österreichischen und müssen umgepackt werden. 

Renner: Müssen wir soviel aus der Schweiz einführen? 
Reisch: Unsere Fabrik ist wegen Schwierigkeiten von Ungarn in der Auslieferung von 

Rohstoffen 14 Tage gestanden. Dann dauert das [...] von Sacharin Monate. 
Loewenfeld-Ruß: In Linz ist eine private S.[accharin]-Fabrik. Ein Abgeordneter hat sich 

beschwert, daß diese Fabrik S.[accharin] ausgibt und die Finanzdirektion die 
Ausgabe das gestattet, und außerdem sei die Ausgabe durch die Apotheker und den 
Gewerkschaftsverband in Linz erfolgt. Das widerspricht den Intentionen, alles 
beisammen zu halten. 

Reisch: Eine freie Ausgabe ist nicht angeordnet. Wir waren [im] Rückstand mit der Ausgabe 
von Sacharin. Die Arbeiterschaft war unruhig und es wurde nachgeliefert. 

Renner: Die Vollzugsanweisung wird dem Hauptausschuß vorgelegt. 
 
 
8. 
Zerdik: Sie haben unsere Losanleihe -. 
Ramek: Vollzugs- und Durchführungsgesetz zu § 44 des Wehrgesetzes. Danach soll die 

Strafgerichtsbarkeit über Heeresangehörige im Frieden durch die bürgerlichen 
Gesetze -Gerichte ausgeübt werden. Der eine Entwurf betrifft die prozessualen 
Grundsätze. Die Militärstrafprozeßordnung wird aufgehoben und Militärprozesse 
[werden] nach der zivilen Strafprozeßordnung behandelt. 

Ausnahmsbestimmung wegen der Besonderheit des Militärs. Die wichtigsten sind: 
Übertretungen der militärischen Dienstpflichten und Standespflichten können 
disziplinär geahndet werden. Dann können militärische Kommanden oder Wachen in 
militärischen Gebäuden und wenn es Militärpersonen betrifft Anordnungen treffen und 
Funktionen ausüben, welche nach der Strafprozeßordnung der Sicherheitsbehörde 
zufallen. Es mußten auch besondere Grundsätze bezüglich der Untersuchungshaft 
festgestellt werden. [Einen] besonderen Raum nimmt das Standrecht gegenüber 
Militärpersonen ein. Es muß gehörig kundgemacht werden. Dann wird der Text des 
Geschworenenlistengesetzes, ... 

Einen wichtigen Teil bilden die Bestimmungen über die Behandlung von 
Strafsachen, die am Tag des Inkrafttretens des Gesetzes bei Militärgerichten anhängig 
sind. Die Streitfrage wird so gelöst, daß sämtliche Strafsachen auf die bürgerlichen 
Gerichte übergehen. Ist das Urteil noch nicht gefällt, so tritt die Sache in den Stand 
der Voruntersuchung, Vorerhebung. 

Ich bitte um die Ermächtigung zur Einbringung. 
Reisch: Es ist wohl richtig, daß eine ganz flüchtige Fühlungnahme mit dem Staatsamt für 

Finanzen stattfand, aber meine Referenten glauben, daß sie zu wenig Zeit hatten, sich 
mit der Frage zu beschäftigen. Sie bringen jetzt verschiedene Regelungen. 

Zum ersten Gesetz, § 29, wird befürchtet, daß er ausgenützt werden könnte, eine 
Vermehrung der Besetzung der Gerichtshöfe zu bewirken. In Wien wird es möglich 
sein, etwas solches durchzuführen, aber bei den kleinen, welche nur 7 Richter haben, 
wird es oft nicht möglich sein, zwei Militärrichter zur Verfügung zu haben. Und dies 
wird der Justizverwaltung den Anlaß geben, eine Vermehrung der Posten bei diesen 
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Gerichten anzustreben, was bei der allzu [großen] Seltenheit solcher militärischer 
Sachen einen überflüssigen Aufwand hervorrufen wird. [Wir beantragen] daher die 
Streichung von [§] 29 und des 1. Absatzes [von §] 30. Es steht zwar 'womöglich', aber 
eine solche gesetzliche Bestimmung ist immer eine Gefahr, wenn in der Mehrheit der 
Fälle es nicht möglich sein wird, der Vorschrift ohne besonderen Aufwand zu 
entsprechen. 

Beim zweiten Gesetz wird aufmerksam gemacht auf § 22. Dort wird besagt, daß 
wenn jemand seine Staatsangehörigkeit nachträglich wieder verloren hat, er von 
Österreich nicht mehr bestraft werden könnte und wir ihn - [ihm] dann auch seine 
Pensionsbeihilfe nicht einstellen können. [Der Paragraph wäre zu ergänzen durch]: 
'oder dieses Heimatrecht seither rechtsgültig erworben hat'. 

//[Am Rand]: Nach § 22 des Gesetzes über die Unterstellung der aktiven 
Heeresangehörigen unter die allgemeine Strafgesetze läßt § 22 die Zuständigkeit 
hinsichtlich jener Militärpersonen offen, welche nach dem 30. Oktober '18 in 
Österreich heimatberechtigt geworden sind. Diese könnten danach - jetzt von 
Österreich nicht bestraft - weder bestraft noch ausgeliefert werden, so daß es nicht 
möglich wäre, ihnen im Falle der Begehung strafbarer Handlungen etwa 
auszuzahlende Pensionsbeihilfen einzustellen. Dem § 22 wäre daher ein -.// 

[Ramek]: Einverstanden. 
[Reisch]: Im dritten Entwurf sagt Wilfling, daß der Fassung des § 6 zugestimmt wurde, 

nachträglich aber Bedenken auftauchten und [man eine] Neufassung vorschlägt: 'Den 
übernommenen Justizoffizieren können vom Staatssekretär für Justiz im Einvernehmen 
mit dem Staatsamt für Finanzen bestimmte Zeiträume für die Errechnung des 
Grundgehalts eingeräumt werden, jedoch nur unter Bedachtnahme auf die bereits 
eingestellten zivilen Richter.' 

'Ebenso können ihnen aus den gleichen Rücksichten für die Festsetzung des 
Dienstranges innerhalb ihrer Rangsklasse bestimmte Zeiträume [angerechnet 
werden].' 

Es soll vorgebeugt werden daß die Offiziere eine allgemeine Durchrechnung ihrer 
Dienstzeit verlangen und dadurch [...] eine Rangserhöhung in eine höhere 
Rangsklasse erlangen. Das könnte auch für die anderen häufigen Fälle des Übertritts 
von Offizieren in den zivilen Dienst präj[udiziell] werden. Die Offiziere sind in 
jüngeren Jahren in den Dienst getreten als andere und es könnte eine solche 
Bestimmung präj[udiziell] wirken. 

Ramek: Der § 6 hat viel Arbeit gekostet wegen der Interessensgegensätze der Zivilrichter und 
der Justizoffiziere. Beide haben sich schließlich geeinigt und [das Staatsamt für] 
Finanzen hat schließlich zugestimmt. Die Justiz[offiziere] der 8. und 9. Rangsklasse 
sind durch den Krieg rasch vorwärts gekommen. Die Bestimmungen sind eben nach 
diesen abgestellt, daß diese nun den Zivilrichtern nicht vorkommen. Allerdings bei den 
älteren von 7 und 6 haben viele mehr Dienstjahre als die zivilen Richter. Diese dürften 
durch die Formulierung Vorteile haben und es dürfte vorkommen, daß sie im Range 
den zivilen Richtern vorkommen. Da sind die Vorrückungsverhältnisse nach deren 
Grundsätzen gedacht und nicht allein auf die Dienstzeit abgestellt, so daß es weniger 
in Betracht kommt. Auch das Staatsamt für Finanzen könnte sich zufrieden geben, da 
es sich nur um wenige Personen handelt. 

Die Durchrechnung soll nicht so durchgeführt werden, daß sie auch in die höhere 
Rangsklasse versetzt werden. Aber wohl werden sie möglicherweise gleichzeitig mit 
anderen [zu einer] früheren [Beförderung] drankommen - als er sonst dran gekommen 
wäre, um zur Beförderung [zu] kommen. Ich kann mich über die Tragweite der 
Formulierung jetzt nicht näher aussprechen. Vielleicht ließe sich das im Ausschuß 
bereinigen. Man müßte die Richter und Justizoffiziere hören, sonst entstünde [eine] 
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Verwirrung. Ich bitte, um nicht zu verzögern, die Bestimmung zu lassen und [eine] 
Unterhandlung vorzubehalten. 

Den Zusatz wegen dem Heimatrecht nehme ich an. 
[Zu] § 29 und 30. Die Befürchtungen sind nicht begründet. Wir haben nur eine 

bestimmte Anzahl von Justizoffizieren und diese sind auf das [...] gesetzt. Ein Senat 
wird mit Justizoffizieren nur dann besetzt werden, wenn solche vorhanden sind. Man 
wird sie auf alle Gerichtshöfe verteilen. An eine Neusystemisierung ist nicht gedacht. 
Es sollen keine besonderen Stellen für Justizoffiziere geschaffen werden, die weiter an 
Zivilrichter gegeben werden. 

//[Am Rand]: Die Befürchtungen zu §§ 29 und 30, Absatz 1 vermöge der Redner 
nicht zu teilen. Es handle sich nicht um eine bindende Vorschrift, sondern um eine 
Bestimmung der bloß im Rahmen der Möglichkeit Rechnung getragen werden soll. 
Keinesfalls könne sie den Anlaß abgeben, etwa eine Vermehrung des Gremiums um 
Stellen für Militärrichter zu verlangen.// 

Renner: Das Gesetz ist auf die Dauer berechnet und es wird eine Zeit kommen, wo keine 
Justizoffiziere mehr da sind. Die militärische Seite des Strafrechtes wird an den 
Universitäten als Disziplin behandelt werden müssen. 

Die Interp[retation] des Artikel - [§] 6 hat schon etwas für sich, daß ein 
Übereinkommen vorliegt und Neuformulierungen Beunruhigungen hervorrufen. 

Reisch: Ich bitte, daß der Paragraph nochmals von den Referenten besprochen wird. Wenn es 
eingebracht wurde, kann keine Änderung mehr erzielt werden. 

Renner: Ich bitte die Staatsämter, neuerlich zu verhandeln. Werden sie einig, braucht es nicht 
mehr das Kabinett zu passieren. Bezüglich [§§] 29 und 30 des ersten [Entwurfes] 
scheint es mir ein bißchen zu gesucht zu sein. 

Reisch: Wenn ausdrücklich festgehalten wird die Erklärung, daß über diese Bestimmung kein 
Anspruch auf [eine] Vermehrung in der Besetzung von Gerichtshöfen abgeleitet 
werden wird, so finde ich mich damit ab. 

Renner: Die beiden ersten Entwürfe sind erledigt, der dritte wird in § 6 einer neuerlichen 
Beratung der beiden Staatsämter unterstellt. Wenn sie sich einigen, kann auch der 
dritte Entwurf eingebracht werden. 

Ramek: Bitte ich, daß -. 
 
 
8. 
Loewenfeld-Ruß: -. 
Tandler: Ärzteordnung. [Der Entwurf] wurde wiederholt mit den Staatsämtern verhandelt 

und nach Aufnahme der Verbesserungen akzeptiert. 
§ 1 [bestimmt, daß] zur Ausübung der ärztlichen Praxis die Heimatberechtigung in 

einer österreichischen Gemeinde verlangt wird. Er betrifft bis zu [einem] gewissen 
Grad unser Verhältnis in - [zu] Deutschland. Dort gibt es dieses Verlangen nach der 
Heimatberechtigung nicht. Es scheint, daß wir uns gegenüber Deutschland 
abschließen würden. Ich wurde auch schon interp[elliert] deswegen, ich möchte aber 
dabei bleiben. Die Deutschen verlangen nicht die Heimatberechtigung, machen aber 
die Nostr.[ifizierung] unmöglich und haben mit Umgehung des Heimatrechtes ein viel 
schärferes Mittel, österreichische Ärzte fernzuhalten. Sie müssen alle Rigorosen und 
die Matura nachtragen. Wir brauchen die Heimatberechtigung nicht gegen die 
deutschen Ärzte, sondern gegen eine Reihe von Ärzten, welche aus dem Osten 
stammen und hier eine schwere Belastung des Ärztestandes bedeuten. Ich möchte die 
Aufmerksamkeit - aus diesem außenpolitischen Grund auf diesen Paragraphen 
aufmerksam machen, damit alle möglichen [...]. Ich bitte, [...] diesbezüglich unseren 
Gesandten zu orientieren. 
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Ramek: Ich habe [eine] Einwendung gegen § 38, Absatz 2. In dieser Fassung geht die 
Verordnung viel zu weit, denn dann könnte vom Standpunkt meines Ressorts 
betrachtet, die Kammer auch vorschreiben, welcher Betrag als Honorar für 
gerichtliche Sachverständige zu zahlen ist und daß die Kammer das Bestreben haben 
wird, den Tarif möglichst hoch zu stellen, ist selbstverständlich. Ich halte es für 
unannehmbar, diese Fassung beizubehalten. Bei ärztlichen Leistungen, die nach dem 
bürgerlichen Recht bezahlt werden Ja, aber [bei] Leistungen in öffentlichem Interesse 
geht die Bestimmung zu weit. Der Staat könnte dann überhaupt nicht mitreden. Ich 
beantrage, daß hier eingeschaltet wird "Leistungen, die nach bürgerlichem Recht zu 
beurteilen sind." 

Dann § 61. Dieser geht [insofern] zu weit, daß [man] unter Umständen [jemand] 
absetzen könnte, [während] das Berufungsrecht ausgeschaltet ist in der Schuldfrage, 
wenn auf eine Geldbuße von weniger als 500 Kronen erkannt wurde. Nicht die Höhe 
der Geldstrafe ist bei einer disziplin[ären] Behandlung das Entscheidende, sondern 
die Mißbilligung. Daher wäre es wohl angezeigt, daß das Berufungsrecht nicht diese 
Einschränkung erfährt in meritorischer Hinsicht. 

Renner: Sind diese Materien in den Vorverhandlungen nicht vorgekommen? 
[Tandler]: Es wurde darauf nicht Rücksicht genommen. 
Reisch: Meine Referenten klagen, daß sie den Entwurf nicht vorher sehen konnten. 
Tandler: Dieser Entwurf ist bereits in der Monarchie vorgelegen und wurde während des 

Umsturzes zurückgestellt und es wurde [...] mit allen Staatsämtern verhandelt. Es sind 
gewisse Gefahren für die öffentlichen Finanzen darin. 

Reisch: Eine Klarstellung wird darüber vermißt, daß die Ärztekammer ihre Kosten selbst 
bestreiten muß. [In] § 22 [wäre eine] Einschaltung [einzufügen], daß die 
Ärztekammer verwaltet das Kammervermögen, bestreitet alle Verwaltungsauslagen 
aus eigenen Mitteln und ist berechtigt, zur Bestreitung dieser Bedürfnisse die 
Einhebung von Beiträgen zu beschließen. 

[Zu] § 65. Es entsteht die Frage, warum diese Ausnahme eingeräumt wurde und 
wer die Auslagen zu bestreiten hat? 

Tandler: Der Standesrat ist eine ehrenamtliche Funktion. 
Reisch: Dann wäre die Ausnahme nicht notwendig. Wer ersetzt die Barauslagen? 

[Zu] § 40 wird aufmerksam gemacht, daß nicht klar ist, ob da nicht alle 
Krankenkassen - auch jene, welche für die Angestellten des Staates in Aussicht 
genommen sind - darunter fallen. Daraus kann eine erhebliche Belastung des 
Staatsschatzes erwachsen. 

Renner: Die Bestimmung ist überhaupt sehr kühn, weil das Nicht-Mittun in einem Lohnkampf 
[nicht] der sozialen Exekution überlassen bleibt, sondern die Kammer das als ein 
Disziplinarvergehen ahnden kann. 

Hanusch: Ich habe leider den Entwurf erst gestern bekommen und konnte nicht Stellung 
nehmen. Mit § 40 ist mit den Krankenkassen nicht verhandelt worden. Es bedeutet das 
einen Sturm. Ich lehne die Verantwortung dafür ab, denn es ist geradezu unerhört, daß 
eine Disziplinarstrafe aufgenommen wird [für jenen], welcher unter dem Tarif 
arbeitet. Es gibt ein Koalitionsrecht, aber keine Koalitionspflicht. Ich lehne die 
Verantwortung wegen der Krankenkassen ab. 

Renner: Die seinerzeitigen Verhandlungen liegen anscheinend zu weit zurück, [so] daß sie 
nicht mehr zutreffen. 

Grimm: Es ist in Beratung das Gesetz über die Krankenversicherung der Staatsbediensteten. 
Es beruht darauf, daß der Staat gewisse Prozent[sätze] und nicht mehr leistet. Dem 
muß ein fixes Übereinkommen mit der Ärzteschaft vorausgehen. Die Ärzte brauchen 
nur höhere Honorare zu beschließen und das Gesetz müßte dann wieder abgeändert 
werden. 
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Renner: Der Staatssekretär wird ersucht, die Meinungsverschiedenheiten auszutragen. 
Tandler: An diesem Gesetz haben alle Behörden mitgearbeitet und es wurde mir als bereits 

früher gebilligt übergeben. Der § 40 war nicht bestritten. Ich kann die Verantwortung 
für den Punkt 40 nicht übernehmen. 

Reisch: Auch § 38 ist viel zu weitgehend. Es liegt außerhalb des Rahmens unserer 
Rechtsordnung. 

Renner: Wenn ein Kollektivvertrag vorliegt und dieser durch eine Richterinstanz gesichert ist, 
dann kann der Einzelne gehalten werden, sich daran zu halten. Aber hier liegt eine 
einseitige Regelung vor. 

Der Entwurf ist zurückgestellt. 
 
 
9. 
Paul: Heimatzuständigkeit der Eisenbahner. 
Miklas: [Ich habe] gegen den Vorgang nichts einzuwenden. [Ich] rege an, ob es nicht 

angezeigt wäre, den § 10 des Heimatgesetzes [so] zu novellieren, daß auch 
Eisenbahner und Angehörige der Wehrmacht die Heimatberechtigung dort gegeben 
[wird], wo sie in Deutschösterreich sich im Dienst befinden. 

Renner: Das Gesetz ist eine Anregung für das [Staatsamt des] Inneren. 
Eldersch: Es handelt sich hier aber um Leute, welche keine Österreicher sind. 
Renner: Die Anregung dient dem [Staatsamt des] Inneren zur Kenntnis. Es ist eine 

allgemeinere Frage. Diese Lösung für die öffentlich Bediensteten ist die 
nächstliegende. 

Paul: Der Staatskanzler hat den Wunsch geäußert, den Bediensteten nahezulegen, ihre nicht-
deutschen Namen umzuändern. 

Mayr: Für Staatsangestellte sollte eine besondere Norm erlassen werden, daß sie kostenlos 
ihren Namen ändern können. Ich gebe zu, daß wir den Eisenbahnern das Heimatrecht 
zuerkennen sollen, wo sie Dienst haben. Man soll sich das überlegen. 

Ich frage, wie viele Eisenbahner in Betracht kommen. 
Paul: Mit den Unterbeamten und Dienern 2.300. 
Renner: -. 
 
 
10. 
Deutsch: In der Nationalversammlung haben sich Schwierigkeiten ergeben, weil man darauf 

gekommen ist, daß sie anders behandelt werden sollen als die Gendarmen und 
Polizisten. Wir haben nicht bedacht, daß wir für die Wehrmänner andere Vorschriften 
einführen wollten. Wir mußten den Einwendungen Rechnung tragen. Die Monturen 
sollten die Wehrmänner erst selbst bezahlen, jetzt soll es bei ihnen abgeschafft 
werden. Nur [...] meinte, daß die Wehrmänner ein Pauschale zur Verarbeitung der 
Monturen bekommen soll. Die Sache wurde abgesetzt wegen des Einspruchs der 
Christlichsozialen. Diese beschlossen, daß wir die Angelegenheit mit der Polizei 
besprechen sollen. 

Die Fachleute meinen, daß man für Polizei, Gendarmerie und Militär das gleiche 
System haben müsse, daß alle drei die Kleider in natura neben dem Lohn bekommen. 
Wir haben uns [dem] angeschlossen und ich lege den dementsprechenden Beschluß 
vor. Dieser muß gefaßt werden, damit im Finanzausschuß keine Schwierigkeiten 
entstehen. 

Geldgebühren. Seinerzeit wollten sie die Gleichstellung mit der Gendarmerie und 
den Polizisten, jetzt sind sie einverstanden mit der Dienerkategorie. 

Falls das Kabinett zustimmt, müssen trotzdem erst die Klubs dazu Stellung nehmen. 
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Nur muß der Kabinettsrat den Beschluß fassen, damit nicht eine neue Sitzung 
notwendig wäre, um das Gesetz im Laufe dieser Woche verabschieden zu können. 

Grimm: Ich bin nur unter der Voraussetzung für die Natur-Beteilung eingetreten, daß sie aus 
Inlandsvorräten stattfindet, der Kabinettsrat alle Mittel anwendet, die Vorräte 
aufzutreiben und die Verarbeitung zentral geschieht. Eine Auslands-Beschaffung wäre 
eine finanzielle Kalamität, wäre teurer als das höchste Pauschale. Die näheren 
Details sollen in einer engeren Besprechung festgelegt werden. 

Eldersch: Die Gendarmerie und die Polizei haben keine Bekleidung mehr. Wir konnten für 
Oberösterreich keine Gendarmerie aufstellen [wegen] Mangels an Kleidung, alle 
Bemühungen scheitern. Grimm stellt sich auf den Standpunkt, daß sich die Staatsämter 
die Monturen aus Inlandsvorräten beschaffen müssen. Dazu brauchen die Staatsämter 
[eine] entsprechende Vollmacht. Aber das müßte ein Direktor sein, welcher auf die 
Bestände greift und darüber verfügt. Ohne das ist es [nicht] möglich, die Sache 
durchzuführen. Es müßte das Staatsamt für Handel sich bereit erklären, die 
notwendigsten Ansprüche unter allen Umständen bei den ihm unterstehenden 
Anstalten sicherzustellen. 

Renner: In der Sache selbst möchte ich folgende Erhebung in Linz mitteilen. Sie wissen, daß 
ein kleines Häufchen Volkswehrleute in Linz dem Ansturm einer verbrecherischen 
Menge durch Stunden standgehalten [hat] und [man] mußte von den Waffen Gebrauch 
machen. Sie haben sich unerschütterlich erwiesen. 

Diese Leute, die jetzt dort sind, haben sich zur neuen Wehrmacht gemeldet. Das ist 
ein Bruchteil der früheren Bestände. Es ist alles weggeschickt worden, was aus 
irgendeinem Grund unverläßlich war. Dazu soll [man] ebenso viele wie sich gemeldet 
haben, einberufen haben. 

Die angenommen wurden, können [aber] nicht einberufen werden, weil nichts 
fertig ist. Es ist für die Uniformierung nicht gesorgt und es sind keine Gebühren 
ausgeworfen. Die Leute werden unzufrieden bevor sie hinkommen, sie werden [einen] 
einmonatigen Verdienstentgang verlangen. Die Verbliebenen haben die niedrigen 
Volkswehrgebühren, sie haben ganz unzulängliche Gebühren. 

Aber wenn es noch so fortgeht, so werden sich Auswüchse zeigen. Dieser Zustand 
ist unhaltbar. Eine Verwendung von Gendarmerie und Polizei in solchen Fällen hat 
immer gewisse Gefahren, weil viele Leute dagegen [eine] Antipathie haben und ihr 
Auftreten den Widerstand verstärkt. Die ganze Arbeiterschaft steht auf der Seite der 
Volkswehr und nur die Landarbeiter, welche eigentlich professionslos sind, nehmen 
gegen sie Stellung. 

Wenn man nicht will eine neue Unzufriedenheit schaffen, so muß man sofort die 
Neuangemeldeten einberufen, damit nicht der alte Kader allein bleibt und man muß 
die alten in Gebühr setzen, sonst gehen sie auch weg. Es ist gut, wenn das 
ausgedehnt(e) -. 

 
[...]1 
 
13. 
Glöckel: -. 
Reisch: Die Unterrichtsverwaltung hat heute beim Staatsamt für Finanzen angeregt, für die 

wissenschaftlichen Institute etwas zur Hilfe zu tun, nachdem sie vor der Gefahr stehen, 
mangels Mittel stillgelegt zu werden und ihre Tätigkeit einstellen [zu] müssen. Das 
Unterrichtsamt nimmt einen Nachtragskredit von 5 M.[illionen] Kronen in Anspruch. 

Ich gebe zu, daß die außerordentliche Teuerung bei chemischen Artikeln den 

                                                 
1 An dieser Stelle fehlt offenbar ein Blatt (zwei Seiten) des Stenogramms. 
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Betrieb sehr gefährdet, andererseits handelt es sich nur noch um 6-7 Wochen. Ich 
meine, daß der Kredit von 5 M[illionen] zu hoch ist, würde aber 3 M[illionen] 
zustimmen, wobei aber schon die laufenden Spezialverhandlungen mit einbezogen 
werden müßten. Es wird nicht mehr möglich sein, einen besonderen Nachtragskredit 
einzuräumen, sondern [es wird nötig sein, sich an] einer Überschreitung der Dotation 
Genüge zu halten. 

[Ich stelle] daher den Antrag, daß statt fünf drei M[illionen] in Aussicht genommen 
werden. 

 
 
14. 
[Renner]: Besoldungsreform. 
Wilfling: Abrechnung der Streiktage. 
Ramek: Streik der Gerichtskanzleibeamten. 

Der Streik hat in Wien begonnen am Samstag. Am Freitag war die Versammlung, 
die auch beschickt war von Delegierten aus den Ländern und bei dieser Versammlung 
ist es sehr lebhaft zugegangen. Es haben die Streikanhänger eine solche Mehrheit 
gehabt, daß sie die ruhigen Elemente niedergeschrieen haben. Die Besonnenen 
konnten sich nicht halten, ihre Mahnung zur Ruhe hatte die Folge, daß gegen sie 
vorgegangen wurde. Die Leute haben darauf die Versammlung verlassen und so 
wurde schließlich der Streik mit allen gegen vier Stimmen beschlossen. Diese vier 
Stimmen dürften Vertreter der Länder gewesen sein. Der Streik wurde gleich für den 
Samstag beschlossen. 

Es ist bezeichnend, daß das Streikkomitee die Versammlung nicht einmal richtig 
informiert hat über die Zugeständnisse, die den Kanzleibeamten gemacht worden 
waren. Die Beamtenschaft ist zum Teil noch heute im Unklaren, was sie bekommen 
soll. 

Wir haben alle Informationen ausgegeben, besonders die Arbeiterzeitung hat den 
Artikel ausführlich gebracht und die Bemerkung angeknüpft, daß der Streik mutwillig 
sei und verurteilt werden müßte. Wir haben auch auf die christlichsozialen Blätter 
eingewirkt und diese haben ergänzende Artikel gebracht, in denen zum Ausdruck 
kommt, was den Beamten gegeben wurde. Die Gerichtshöfe und Staatsanwaltschaften 
wurden von mir über die Forderungen und die Zugeständnisse informiert und 
aufgefordert, diese der Beamtenschaft mitzuteilen, so daß ich kein weiteres Mittel der 
Aufklärung habe. 

Das Betrübliche war, daß der Streik unmittelbar eingesetzt hat. Er hat in Wien 
begonnen, mit der ganzen Wucht greift er [aber] nicht durch. Bei den Bezirksgerichten 
und [beim] Straflandesgericht wird gestreikt, beim Landesgerichte teilweise, [beim] 
Staatsamt für Justiz und [beim] Oberlandesgericht [hält man] den Streik nicht ein. 
Nur in Klagenfurt und Linz wird gestreikt. Tirol und Vorarlberg haben [ihr] Verhalten 
abhängig gemacht von Graz. In Graz wurde er mit 100 gegen 70 Stimmen mitgeteilt - 
gegen 70 Stimmen abgelehnt. Salzburg streikt nicht. 

Die Zahl der Arbeitswilligen wächst täglich. Den Beamten liegt die Rolle nicht und 
sie suchen nur einen Ausweg, damit sie nach außen den Streik rechtfertigen können. 
Sie haben mitgeteilt durch Abgeordnete, wenn eine Möglichkeit wäre, daß eine Brücke 
gefunden würde, daß sie nicht formell ins Unrecht gesetzt werden, würden sie mit dem 
Streik aufhören, gleichgültig wie die Verhandlungen ausfallen, auch wenn sie negativ 
ausfallen. 

Ich halte es aber für zweckmäßig, daß vor Ende des Streiks überhaupt an eine 
Verhandlung nicht gedacht werden kann. Ich habe auch erklärt, daß nach Streikende 
ihnen keine Zusage wegen [einer] Aufnahme von Verhandlungen gegeben wird. Ich 
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bin auch überzeugt, daß die Zugeständnisse der Regierung weitgehend genug sind und 
weitere Forderungen, besonders wenn sie nur im Rahmen einer Resolution gestellt 
[werden], derzeit abgelehnt werden können. 

Nach meiner Überzeugung wird der Streik zusammenbrechen. Die 
Richtervereinigung hält ihn für mutwillig, auch der Zentralverband der 
Staatsangestellten hat beschlossen und den Kanzleibeamten erklärt, daß sie nicht 
intervenieren. Sie sind auf sich selbst angewiesen und im Unklaren, welche 
Zwangsmaßregeln ihnen drohen. Daher ist eine gewisse Beunruhigung [eingetreten], 
welche sehr heilsam ist. 

Derzeit ist meinerseits nichts zu verfügen. Ich glaube, die Gerichte werden nicht 
zusammenbrechen. 

Eldersch: [Ich] stelle den Antrag, heute noch nichts zu beschließen. 
Renner: Der Bericht wird zur Kenntnis genommen. [Man kann] sagen, es ist ein 

Kabinettsbeschluß und das Staatsamt für Justiz kann nichts verfügen. 
 
 
15. 
[Renner]: Besoldungsreform. 
Davy: Der Kabinettsrat hat sich mit dieser Frage befaßt. W[ilfling] und ich haben versucht, 

das Ergebnis der Besprechung zu berücksichtigen und ich trage Nachstehendes vor. 
Es handelt sich um drei Punkte: 

Gesetz über Einführung von Personalvertretungen der Staatsangestellten, und zwar 
nur für jene, welche bisher keine hatten und keine bekommen soll[t]en. Ausgenommen 
[sind] die Wehrmacht, die Post und die Staatsbetriebe. 36 für die unter -. Für die 
Verbliebenen sollen [sie] nach § 2 des Betriebsratsgesetzes durch Vollzugsanweisung 
[ein]gerichtet werden. Das Gesetz soll nur den Wirkungskreis [insofern] abgrenzen, 
daß vor Erlassung allgemeiner Verfügungen - soweit .... soll die Personalvertretung 
von jeder Mitwirkung ausgeschlossen sein. 

Dann Referentenantrag, der Kabinettsrat möge in den Grundzügen festsetzen, wie 
die neue Besoldungsreform beschaffen sein soll. Darüber ist nur der lohnpolitische 
Vorschlag besprochen worden, daß zum Schutz des Dienstes bei - bei 
Hoheitsbehörden in ihrer Gänze eine Automatik eingeführt wird, welche eine Stabilität 
in der [...] Besoldung bewilligt, um zu versuchen, einen Streik für sie wertlos zu 
machen. 

Der dritte Gegenstand ist die Hinausgabe eines Kommuniqués. 
Eldersch: Über die Personalvertretung möchte ich sagen, daß ich in diesem Vorschlag eine 

Gefahr erblicke. Die Angelegenheit der Errichtung von Personalvertretungen ist in 
der zwischenstaatsamtlichen Kommission verhandelt worden. Dort waren 
Schwierigkeiten wegen der Fachgruppeneinteilung. Es war zu bemerken, daß der Eifer 
bei den Angestellten nicht gar groß ist. Das war besonders bei den 
Staatsbeamtenkammern. Die Personalvertretung verlangen die Angestellten in einem 
Ausmaß, welches die Vorschriften der Dienstpragmatik tangieren [würde], so daß ein 
Gesetz notwendig wäre über ihre Errichtung, da man mit einer Vollzugsanweisung 
nicht die Dienstpragmatik ändern kann. 

Ich möchte fragen, ob es denn in einem solchen Zeitpunkt, wo sich bei den 
Angestellten innere Schwierigkeiten ergeben, die sie nicht einig werden lassen - [man] 
diese Sache nicht noch etwas aufschieben könnte, weil wenn wir über den Inhalt der 
Vollzugsanweisung sachlich reden, sie mehr Rechte verlangen werden, als ihnen 
gegeben werden kann. Die Begehren sind so groß, daß die Wünsche der 
sozialdemokratischen [Vertreter] noch bescheiden[er] sind als die anderer Gruppen. 
So, daß die Staatssekretäre bei Urlaub, Versetzung gebunden wären an das Votum 
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dieser Angestelltenkammer; oder wenn ein Vorgesetzter sich nicht fügt der 
Entscheidung der Organisation, soll die Entscheidung an das höhere Organ gehen. 

Die Frage nach dem Inhalt der Vollzugsanweisung ist so umstritten, daß, obwohl 
man sie für die Besoldungsreform brauchen würde, [man sich fragen muß], ob es 
zweckmäßig wäre, darüber jetzt zu entscheiden. Ich würde auch zur Diskussion 
stellen, ob nicht die Staatssekretäre sich Richtlinien festlegen [sollten] und wir in den 
Staatsämtern versuchen würden, die Personalkommissionen einzurichten und über 
dieses Vorstadium zu einem Definitivum zu [ge]langen. 

Mayr: Ich halte die Frage der Personalvertretung gegenwärtig für nicht so dringend 
angesichts der Tatsache, daß wir vor den großen Umwälzungen stehen, welche eine 
neue Verfassung bringt und welche die Verwaltungsreform bringen muß. Solange 
darüber keine Klarheit besteht, läßt sich - [kann] auch die Frage der 
Personalvertretung nicht gelöst werden, außer es liegt dafür - eine unbedingte 
Notwendigkeit dafür vor. Ob das der Fall ist, weiß ich nicht. Mir scheint es wichtiger 
zu sein, erst die Grundlagen der Verfassungs- und Verwaltungsreform skizziert zu 
haben. 

Dringend scheint mir die Frage der Besoldungsreform und dann allenfalls eine 
genaue Abgrenzung zwischen hoheitlichen und wirtschaftlichen Beamten. Wenn wir 
das können, dann läßt sich auch über die dritte Frage leichter reden. 

Renner: Wir haben nach diesen Personalvertretungen gegriffen, um uns vor den 
unlegitimierten Vertretungen zu schützen. Bei dem heutigen Stand der Dinge wird eine 
aus 10 % best[ehe]nde Kampftruppe einer freien Organisation Beschlüsse fassen und 
die 90 % der anderen kommen nicht zur Geltung. Die 10 % beherrschen dann die 
ganze öffentliche Meinung. Hätten wir eine Personalvertretung der 
Gerichtskanzleibeamten, so hätte nicht eine wilde Versammlung entschieden und es 
wäre ein Streikbeschluß vermieden worden. Wir brauchen die Personalvertretungen, 
damit jener, welcher nicht unter allen Umständen kämpfen will, auch sichtbar wird. 

Wir haben diese allgemeine Bindung aus den Besoldungsstufen, dagegen hat man 
kein Mittel. In der Beamtenschaft sind genug - [ist] Gegengewicht genug da, aber sie 
kommen nie zur Geltung. Eine Personalvertretung, wo jene wählen müßten und wo 
entsprechend alle Richtungen zur Geltung kommen -. Es wäre eine Vertretung der 
dritten Gruppe außer der Eisenbahn [und] der Post- und Telegraphen[bediensteten]. 
Es würden dort alle Kategorien nebeneinander sitzen. 

Dann hätte man auch ein kompetentes Forum zur Beratung der Besoldungsreform. 
Mit der paritätischen Kommission kommt man nicht weiter, aber man kann sie auch 
nicht aus der Welt schaffen. Es wäre zweckmäßig, die Personalvertretungen jetzt in 
Aussicht zu nehmen. 

Dem Kabinettsrat sind noch niemals die leitenden Gesichtspunkte über die 
Zusammensetzung referiert worden. Man kann sagen, jedes Amt mit einer 
Mindestanzahl von Angestellten hat im Rahmen des Amtes eine Personalvertretung. 
Die von der - Diese Personalvertretungen entsenden Vertreter in eine eigene 
Vertretung. Aber soll sie nach Dienstzweigen oder nach Kategorien gebaut werden? 

Es wäre wichtig, daß studiert würde und referiert, wie das in dem einen oder 
anderen Fall aussieht, bei vertikaler und horizontaler Gliederung. Es müßte referiert 
werden, wie die Verhältnismäßigkeit gesichert werden kann, ob sie durchgeführt 
werden kann oder ob die Stufen einen Körper für sich bilden sollen. Es ist mir neulich 
eine deutsche Studie in die Hände gefallen mit Vorschlägen und Erwägungen. Dort 
besteht eine Literatur dazu. Bevor wir [etwas] beschließen, müßte ein Referat 
vorliegen, wie das aussieht. 

Die Kanzleibeamten kommen bei allen Staatsämtern vor und stellen eine 
einheitliche Kategorie [dar]. Sollen die [...] durch ihre Staatsämter eine einheitliche 
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Vertretung haben oder wie anders soll es gemacht werden? Ich bitte die Herren, 
welche sich berufsmäßig mit der Sache befassen, ein solches Referat fertigzustellen. 

Es soll einmal ein Referat vorgelegt werden, welche Möglichkeiten bestehen. Die 
Frage der Personalvertretungen ist nicht zu umgehen. Ich mache aufmerksam, daß in 
ein, zwei Monaten die Arbeiterkammern wählen werden, die Lehrerkammern stehen 
auch bevor. Die Personalvertretungen kommen - dann zusammengelegt werden. 

Fink: Man hätte auch zu bestimmen, ob man das für die Besoldungsreform provisorisch 
machen soll. Es wäre ganz gut, einen Versuch zu machen. 

Renner: Wir sind - können eine Personalvertretung schaffen und zunächst die Frage der 
Kompetenz soweit offen lassen, als gesagt wird, einer solche Personalvertretung 
können wir keine Kompetenz geben, welche die Dienstpragmatik betrifft; und die 
Personalvertretung soll Vorschläge machen, über ihren Wirkungskreis. Dann würde 
es nur darauf ankommen, daß man eine solche Vertretung überhaupt besetzt. 

Eldersch: Wir brauchen eine Personalvertretung, weil die paritätische Lohnkommission 
wegen ihrer Zusammensetzung die Besoldungsreform nicht vorberaten kann. Aber die 
Schaffung der def[initiven] Personalvertretungen wird wegen der Kompetenzen solche 
Schwierigkeiten bei den Verhandlungen mit den Angestelltenvertretern machen, daß 
die ganze Besoldungsreform aufgeschoben wird. 

Daher meine ich, [es wäre besser], unter uns Richtlinien zu bestimmen und in den 
Staatsämtern danach eine Personalvertretung wählen zu lassen, damit - [um] 
wenigstens einmal eine Körperschaft zur Beratung der Besoldungsreform zu haben. 
Mit dieser können wir auch über die Kompetenzen der Personalvertretung sprechen. 

Renner: Um [für] das Gesetz über die def[initive] Besoldungs- - Personalvertretung und für 
die Besoldungsreform mitzuwirken, wird durch Vollzugsanweisung oder 
Kabinettsbeschluß eine Wahlordnung für [eine] provisorische Personalvertretung 
gemacht und danach wird entweder eine Vertretung gleich geschaffen oder erst den 
Organisationen vorgelegt, je nachdem wir uns entscheiden. 

Fink: Dann dürfte das Kommuniqué nicht so lauten, wie [es] vorgeschlagen wurde. 
Reisch: Es fehlt wieder die Unterscheidung von Hoheits- und Betriebsbeamten. 
Renner: Der Kabinettsrat hat beschlossen, zur Regelung der dienstrechtlichen Verhältnisse 

jener Staatsangestellten -. 
Reisch: Die Hauptsache ist die Besoldungsreform. 

Der Kabinettsrat hat beschlossen, der Nationalversammlung zwei Gesetzentwürfe 
in Beamtenfragen vorzulegen. Der eine betrifft die Besoldungsreform, der andere die -
. 

Wilfling: Man sollte nur von der Besoldungsreform sprechen und erwähnen -. 
 
 
Wilfling: Paritätische Lohnkommission 

Die paritätische Lohnkommission hat Stellung genommen zu den sieben 
Forderungen vom 3. Mai. Die ersten Punkte wurden zur Kenntnis -. 

[Renner]: [Ad] 3.) Die Staatsregierung hat kundgemachte Gesetze zu vollziehen und nichts 
anderes. Die Staatsregierung kann sich also auf Vorschläge überhaupt nicht 
einlassen, die ihr [ein] ungesetzliches Vorgehen zumuten. Dagegen kann sie über die 
Durchführung des Gesetzes mit den Organisationen verhandeln und sie hat die 
Möglichkeit, den [...], indem sie gleichzeitig die Durchführungsverordnung intimiert. 

[Ad] 4.) Die Staatsregierung geht - [kann] auf die Streichung der Worte 'in 
besonderen Fällen' nicht eingehen, weil die Streichung bedingen würde eine 
allgemeine Ausdehnung der Urlaube. [Diese] allgemein zu gewähren, wäre ein 
Standpunkt, der vordem ausdrücklich schon abgelehnt war. 

Die Staatsregierung kann auf die Wünsche der paritätischen Lohnkommission in 
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Bezug auf die Ausdehnung der Regiekartenbegünstigung deshalb nicht eingehen, weil 
es der unverkennbare Wille der Nationalversammlung ist, das Begünstigungswesen im 
allgemeinen und insbesondere bei der Benützung der Staatsbahnen einzuschränken 
und sobald als irgend möglich, als mit einem demokratischen Staat nicht vereinbar zu 
beseitigen. Infolgedessen kann von einer Ausdehnung von Begünstigungen jetzt und in 
Zukunft - überhaupt nicht mehr die Rede sein. 

[Ad] 5.) -. 
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